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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Siegmar 

Mosdorf 

(SPD) 


Wann und in welcher Form beabsichtigt die Bun- 
desregierung den seit langem geforderten Wett- 
bewerbs- und Technologierat zur regelmäßigen 
Begutachtung der Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Volkswirtschaft in der Weltwirtschaft 
einzurichten? 


2. Abgeordneter 

Siegmar 

Mosdorf 

(SPD) 


Welche Personen beabsichtigt die Bundesregie- 
rung in dieses Gremium zu berufen, und welche 
fachlichen Bereiche sollen abgedeckt werden? 


Antwort des Staatsministers Anton Pfeiffer 
vom 1. März 1995 

Der Bundeskanzler hat am 23. Februar 1995 die Mitglieder des „Rates für 
Forschung, Technologie und Innovation" berufen. Die konstituierende 
Sitzung wird am 22. März 1995 unter Leitung des Bundeskanzlers statt- 
finden. 

Die Mitglieder sind 
Aus der Wissenschaft: 

Prof. Dr. Wolfgang Frühwald, Präsident der Deutschen Forschungsge- 
meinschaft, Bonn 

Prof. Dr. Hubert Markl, Universität Konstanz, Fakultät für Biologie 

Prof. Dr. 'Jürgen Mittelstraß, Universität Konstanz, Zentrum Philosophie 
und Wissenschaftstheorie 

Prof. Dr.-Ing. Dagmar Schipanski, Rektorin der Technischen Universität 
Ilmenau 

Prof. Dr. Joachim Treusch, Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft der 
Großforschungseinrichtungen, Bonn 

Aus der Wirtschaft: 

Gert Becker, Vorsitzender des Vorstandes der Degussa AG, Frank- 
furt/Main 

Prof. Dr. Christian Birr, Geschäftführender Gesellschafter der ORPEGEN 
Pharma Gesellschaft für Biotechnologische Forschung, Entwicklung und 
Produktion mbH, Heidelberg 

Dipl.-Kaufm. Dieter Harting, Geschäftsführender Gesellschafter der 
Harting Elektronik GmbH, Espelkamp 

Nicholas G. Hayek, SMH, Schweiz 

Dr.-Ing. Berthold Leibinger, Geschäftsführender Gesellschafter der 
TRUMPF GmbH & Co. Maschinenfabrik, Ditzingen 

Dr. Heinrich von Pierer, Vorsitzender des Vorstandes der Siemens AG; 
München 
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Dipl. -Ing. Bernd Pischetsrieder, Vorsitzender des Vorstandes der BMW 
AG, München 

Hermann Rappe, MdB, Vorsitzender der Industriegewerkschaft Chemie- 
Papier-Keramik, Hannover 

Walter Riester, Zweiter Vorsitzender der IG Metall, Frankfurt/Main 
Aus der Politik; 

Dr. Günther Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft, und 

Dr. Jürgen Rüttgers, Bundesminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie, werden für die Bundesregierung ständig an den Sitzun- 
gen des Rates teilnehmen. 

Hans Zehetmair, bayerischer Staatsminister für Unterricht, Kultus, Wis- 
senschaft und Kunst, München 

Mit dem Rat für Forschung, Technologie und Innovation will die Bundes- 
regierung die Zusammenarbeit von Wissenschaft, Wirtschaft und Politik 
intensivieren. Der Rat soll zukunftsorientierte Handlungsoptionen entwik- 
keln sowie Chancen, Risiken und Rahmenbedingungen für wichtige Inno- 
vationsfelder besprechen. 

Die vorrangig zu behandelnden Themen werden gemeinsam mit den Mit- 
gliedern des Rates festgelegt. Die Bundesregierung schlägt vor, daß sich 
der Rat zunächst mit der Thematik „Informationsgesellschaft - audio- 
visuelle Medien als Feld von Innovationen, wirtschaftlichem Wachstum 
und kultureller Herausforderung" beschäftigt. Der Rat soll dazu, in Ab- 
stimmung mit den bereits berufenen Mitgliedern, erweitert werden um 
Persönlichkeiten, die in diesem Bereich über besondere Kompetenz ver- 
fügen. Entsprechend soll bei den künftig zu behandelnden Themen ver- 
fahren werden. 


3. Abgeordneter Ist beabsichtigt, die Arbeit des Gremiums analog 

Siegmar dem Sachverständigenrat auf eine gesetzliche 

Mosdorf Grundlage zu stellen? 

(SPD) 

Antwort des Staatsministers Anton Pfeiffer 
vom 1. März 1995 

Die Einrichtung des „Rates für Forschung, Technologie und Innovation" 
beruht auf einem Beschluß des Bundeskabinetts vom 24. Februar 1994. Es 
ist nicht beabsichtigt, die Arbeit des „Rates für Forschung, Technologie 
und Innovation" auf eine gesetzliche Grundlage zu stellen. 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 


4. Abgeordneter 
Wolfgang 
Dehnel 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, mit eigenen beziehungsweise Mitteln der 
EU in Bosnien humanitäre Hilfe zu leisten, und 
gibt es Überlegungen der Bundesregierung, 
inwieweit bereitwillige Arbeitslose aus Deutsch- 
land gegen Bezahlung beziehungsweise Förde- 
rung zu solchen Einsätzen mit eingesetzt werden 
können? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter Kastrup 
vom 24. Februar 1995 


Seit Ausbruch des Konflikts Mitte 1991 leistet die Bundesregierung im 
ehemaligen Jugoslawien humanitäre Hilfe. Dafür wurden aus staatlichen 
Mitteln insgesamt 946,658 Mio. DM aufgewendet. Die Mittel wurden ins- 
besondere verwendet zur Lieferung von Nahrungsmitteln, Medikamen- 
ten, Bekleidung und Zelten sowie zum Bau von Flüchtlingsunterkünften. 
Hierin enthalten sind auch Zuwendungen an die Internationalen Organi- 
sationen {UNHCR, lOM) und an das Internationale Komitee vom Roten 
Kreuz. Ein Großteil der Hilfe (598,08 Mio. DM) wurde über die Europä- 
ische Union abgewickelt. 

Allein für Bosnien-Herzegowina leistete das Auswärtige Amt 1994 huma- 
nitäre Hilfe in Höhe von 16,947 Mio. DM. Hinzu kommen die Leistungen 
der Bundeswehr (Beteiligung an der Luftbrücke nach Sarajevo und an den 
Abwürfen von Hilfsgütern über Ost- und Zentral-Bosnien sowie über 
Bihac) und des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung für dessen Saatgut- und Nahrungsmittelhilfepro- 
gramme. 

Das Arbeitsförderungsgesetz enthält keine Regelungen, die eine Förde- 
rung humanitärer Hilfsdienste im Ausland zuließen, da eine solche Förde- 
rung nicht Aufgabe der Beitragszahler zur Bundesanstalt für Arbeit, son- 
dern eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist. 

Dies gilt auch für die Lohnersatzleistungen des Arbeitsförderungsgesetzes 
bei Arbeitslosigkeit (Arbeitslosengeld/ Arbeitslosenhilfe). Diese Leistun- 
gen sollen - dem Lohnersatzprinzip entsprechend - das Arbeitsentgelt 
ersetzen, das der Arbeitslose allein deshalb nicht erzielt, weil er keine 
neue Beschäftigung findet. Ein Leistungsanspruch setzt deshalb voraus, 
daß der Arbeitslose jederzeit bereit und in der Lage ist, seine Arbeitslosig- 
keit durch die Aufnahme einer neuen Beschäftigung, beruflichen Bil- 
dungsmaßnahme oder einer Maßnahme der beruflichen Rehabilitation zu 
beenden und ggf. ohne weitere Vorkehrungen unmittelbar in der Lage ist, 
Vorstellungstermine bei potentiellen neuen Arbeitgebern wahrzunehmen 
und deshalb täglich für das Arbeitsamt erreichbar ist und dieses auch 
selbst erreichen kann. Dies ist bei der Betätigung Arbeitsloser im Ausland 
nicht möglich. 

Eine Ausnahmeregelung für humanitäre Einsätze von arbeitslosen 
Leistungsempfängern in Bosnien hätte aber auch präjudizierende Wir- 
kung für alle Tätigkeitsbereiche, in denen arbeitslose Empfänger von Loh- 
nersatzleistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz wirtschaftlich sinn- 
voll und gesamtgesellschaftlich erwünscht tätig werden. Damit würden 
der Solidargemeinschaft der Beitragszahler zur Bundesanstalt für Arbeit 
finanzielle Lasten aufgebürdet, die die Allgemeinheit zu tragen hat. 


5. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 


(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß nach 
Völkerrecht und moralischen Gesichtspunkten 
die Massenvertreibung und die entschädigungs- 
lose Enteignung der Sudetendeutschen zweifel- 
los gravierendes Unrecht ist oder handelt es sich 
dabei nur um „Betrachtungen" der Bundesregie- 
rung (Drucksache 13/160, S. 2 Nummer 3, letzter 
Absatz)? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter Kastrup 
vom 24. Februar 1995 


Die Bundesregierung hat stets die Auffassung vertreten, daß es sich bei 
Vertreibung und entschädigungsloser Enteignung der Sudetendeutschen 
nach dem Zweiten Weltkrieg um Unrecht handelt. Daran hat sich nichts 
geändert. 


6. Abgeordnete 

Lisa 

Seuster 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung zum gegen- 
wärtigen Zeitpunkt die politische Lage und die 
Menschenrechtssituation in Cöte d'lvoire (Elfen- 
beinküste)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr, Hans-Friedrich von Ploetz 
vom 28. Februar 1995 


Die Republik Elfenbeinküste ist ein politisch bemerkenswert stabiles Land 
mit einem Mehrparteiensystem seit 1990. Die seit dem gleichen Jahr 
geltende neue Verfassung ist freiheitlich-demokratisch und an der franzö- 
sischen Verfassung ausgerichtet. Der Grundrechtskatalog steht in der 
Präambel. 


Für Oktober und November 1995 sind Präsidentschafts- und Parlaments- 
wahlen angesetzt. Die Bundesregierung ist um die Zulassung von Wahl- 
beobachtern bemüht. 


Menschenrechtsverletzungen waren in den letzten Jahren nicht zu 
verzeichnen. 


7. Abgeordneter 

Manfred 

Such 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über den Umstand sowie die Art und Weise, in der 
- einem Bericht der Sendung „Panorama" vom 
9. Februar 1995 zufolge - eine in Deutschland 
gestohlene Mercedes-Limousine in den derzei- 
tigen Besitz des russischen Präsidenten Jelzin 
gelangt sein soll, und wie - sofern diese Meldung 
im Kern zutreffen sollte - hat der russische Präsi- 
dent diesen Besitz inzwischen legalisiert? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter Kastrup 
vom 24. Februar 1995 


In der in der Anfrage genannten Sendung „Panorama" vom 9. Februar 
1995 war nicht die Rede von einer gestohlenen Mercedes-Limousine in 
dem derzeitigen Besitz des russischen Präsidenten Jelzin. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


8. Abgeordneter 

Peter 

Conradi 


(SPD) 


Welches sind die Gründe dafür, daß es bis heute 
nicht zu der vereinbarten und im Prinzip unstrit- 
tigen Einrichtung einer DEFA-Filmstiftung 
gekommen ist, und wie erklärt die Bundesregie- 
rung die Tatsache, daß die Verantwortung für 
diese Verzögerung zwischen dem Bundesmini- 
sterium des Innern und der Treuhandanstalt bzw. 
ihrer Nachfolgeorganisation, der Bundesanstalt 
für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben, hin- 
und hergeschoben wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 24. Februar 1995 


Zur Einrichtung der geplanten DEFA- Stiftung ist es bisher deshalb nicht 
gekommen, weil die Treuhandanstalt bzw. die Bundesanstalt für vereini- 
gungsbedingte Sonderaufgaben die Voraussetzungen für eine ausrei- 
chende Vermögensausstattung der Stiftung durch die Übertragung der 
FUmrechte und weiterer Vermögensgegenstände noch nicht schaffen 
konnten. Insbesondere konnten die rechtlich und tatsächlich schwierigen 
Vorfragen der Privatisierung des Progress Film-Verleihs, der die Auswer- 
tung der Filmrechte der Stiftung übernehmen soll, und der rechtlichen 
Zuordnung eines für die Stiftung vorgesehenen und für ihre finanzielle 
Sicherung wichtigen Grundstücks noch nicht geklärt werden. 

Die Bundesanstalt ist um eine baldige Klärung dieser Fragen nachhaltig 
bemüht. 

Es trifft nicht zu, daß die Verantwortung für diese Verzögerung zwischen 
dem Bundesministerium des Innern und der Treuhandanstalt bzw. der 
Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderauf gaben hin- und herge- 
schoben wird. 


9. Abgeordnete 
Erika 
Reinhardt 

(CDU/CSU) 


Welche Ziele verfolgte und welche Einstellung 
zur Verfassung der Bundesrepublik Deutschland 
hatte der in den siebziger und achtziger Jahren 
bestehende „Kommunistische Bund"? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 24. Februar 1995 

Der 1971 in Hamburg entstandene „Kommunistische Bund" gehörte zu 
den dogmatischen Gruppen der extremistischen „Neuen Linken" , Der KB 
vertrat eine eigene Interpretation des Marxismus-Leninismus; sein Grün- 
dungsstatut nannte als Basis und Orientierung den „Marxismus-Leninis- 
mus und seine Weiterentwicklung durch Mao Tse-tung". Ein schriftliches 
Programm hat sich der KB nicht gegeben; aus den Beschlüssen seiner 
„Nationalen Kongresse", aus Debatten im KB-Organ „Arbeiterkampf" 
(seit 1992 „analyse und kritik") sowie aus Äußerungen und Handlungen 
seiner Mitglieder erschloß sich jedoch seine gegen die freiheitliche demo- 
kratische Grundordnung gerichtete Zielsetzung. 
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Der KB erläuterte 1982 als Grundposition seines Marxismus-Leninismus 
die Unversöhnlichkeit zwischen Sozialisten und bürgerlichem Staat, die 
Notwendigkeit der gewaltsamen „Zerschlagung" dieses Staatsapparates 
sowie die Notwendigkeit einer Organisierung der Revolutionäre als vor- 
anstrebende Kraft in den politischen und sozialen Bewegungen. Im Januar 
1989 bekräftigte der KB auf seinem „3. Nationalen Kongreß" noch einmal 
die Unversöhnlichkeit gegenüber der Bundesrepublik Deutschland, der 
EG und der NATO, den Widerstand gegen Repression sowie die Unter- 
stützung der Rebellion sozialer Minderheiten als wesentliche Elemente 
seiner Politik. 

Nach der sogenannten „Faschisierungsthese" sah der KB die Bundes- 
republik Deutschland zwar noch nicht als faschistische Diktatur, war aber 
der Auffassung, daß die in ihr herrschenden Kräfte eine schleichende 
„Faschisierung" in Staat und Gesellschaft förderten. Dies äußere sich 
durch Einschränkung demokratischer Rechte, Abbau sozialer Sicherheit 
und zunehmendem Einsatz des staatlichen Repressionsapparates gegen 
„fortschrittliche Kräfte" . Der KB zerfiel nach internen Diskussionen gegen 
Ende der 80er Jahre, insbesondere zur Wiedervereinigung Deutschlands 
im April 1991. 

Vertreter der „KB -Minderheit" bildeten die „Gruppe K"; sie engagieren 
sich in antinationalen linksextremistischen Zusammenhängen (deutsche 
Einheit als Geburt eines „4. Reiches") um die Publikationen „konkret" 
und „junge Welt". 

Anhänger der „KB-Mehrheit" wandten sich der „Partei des Demokra- 
tischen Sozialismus" (PDS) zu, sie unterhalten weiter die frühere KB- 
Zeitung „Arbeiterkampf", jetzt „analyse und kritik". 


10. Abgeordnete 
Halo 
Saibold 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Hält die Bundesregierung nach wie vor an den in 
der Diskussion befindlichen Vorschlägen fest, 
wonach unter anderem die Bahnpolizeiposten 
Donauwörth, Neu-Ulm, Garmisch-Partenkir- 
chen, Pasing, und Landshut aufgelöst werden 
sollen, und wie gedenkt die Bundesregierung 
dem Sicherheitsbedürfnis vor allem von Frauen 
auf den Bahnhöfen, insbesondere während den 
Nachtzeiten Rechnung zu tragen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr, Kurt Scheiter 
vom 24. Februar 1995 

Im Rahmen einer Überprüfung der Personal- und Organisationsstruktur 
im bahnpolizeüichen Aufgabenbereich des Bundesgrenzschutzes ist 
beabsichtigt, im gesamten Bundesgebiet die Dislozierung aller Bahnpoli- 
zeidienststellen und die jeweüigen Grenzen ihrer Zuständigkeitsbereiche 
an den kriminalgeographischen und infratsrukturellen Gegebenheiten 
auszurichten. Die danach vorzunehmende Standortbestimmung und Per- 
sonalausstattung der Bahnpolizeidienststellen soll eine effektivere orts- 
bezogene Aufgabenwahmehmung im Bereich innerstädtischer Bahn- 
anlagen und zugleich auch eine verbesserte ständige Präsenz von Polizei- 
vollzugsbeamten/Polizeivollzugsbeamtinnen des Bundesgrenzschutzes 
- Bahnpolizei - im ländlichen Raum ermöglichen, um die Sicherheit für 
alle Nutzer der Bahn weiter zu erhöhen. Das betrifft u. a. auch die Zustän- 
digkeitsbereiche der Bahnpolizeiposten Donauwörth, Neu-Ulm, Gar- 
misch-Partenkirchen, Pasing und Landshut. 

Eine Entscheidung über entsprechende Vorschläge der Grenzschutzprä- 
sidien wurde bisher nicht getroffen, soll aber noch im Jahr 1995 erfolgen. 
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11. Abgeordneter 

Andreas 

Schmidt 

(Mülheim) 

(CDU/CSU) 


Gehört der vom Generalsbundesanwalt in Räu- 
men der Friedrich-Ebert-Stiftung in Bonn 
beschlagnahmte Vermerk Willy Brandts über ein 
Gespräch mit Valentin Falin über den früheren 
Geschäftführer der Fraktion der SPD, Karl 
Wienand, tatsächlich oder rechtlich zu den in § 2 
des Gesetzes über die Einrichtung einer Bundes- 
kanzler- Willy-Brandt- Stiftung genannten Archi- 
valien? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 20. Februar 1995 

Eine Aussage der Bundesregierung zum Umfang der Archivalien des 
„Willy-Brandt- Archivs im Archiv der sozialen Demokratie der Friedrich- 
Ebert-Stiftung" ist nicht möglich. Gemäß § 6 Abs. 4 des Stiftungs- Errich- 
tungsgesetzes ist das Kuratorium als oberstes Leitungsgremium für alle 
grundsätzlichen Fragen der Stiftung zuständig. Nach § 2 Abs. 3 Satz 2 
bilden die Mitglieder des Kuratoriums der Bundeskanzler- Willy-Brandt- 
Stiftung den Beirat des in § 2 Abs. 2 Nr. 4 auf geführten „Willy-Brandt- 
Archiv im Archiv der sozialen Demokratie der Friedrich-Ebert-Stiftung". 
Gemäß § 10 Abs. 1 Satz 1 untersteht die Bundeskanzler-Willy-Brandt- 
Stiftung der Aufsicht des Bundesministeriums des Innern. 

Aus dieser Konstruktion ergibt sich, daß seitens der Bundesregierung Aus- 
künfte über die Archivalien aus dem „Willy-Brandt- Archiv im Archiv der 
sozialen Demokratie der Friedrich-Ebert-Stiftung" - wenn überhaupt - 
erst eingeholt und weiter geleitet werden können, wenn das Kuratorium 
der „Bundeskanzler- Willy-Brandt- Stiftung" rechtswirksam konstituiert 
ist und seine Arbeit aufgenommen hat. Dies ist z. Z. noch nicht der Fall. 

Nachdem die Vorschlagsberechtigten ihre Vertreter für das Kuratorium 
benannt haben, wird der Bundespräsident nun gebeten werden, gemäß 
§ 6 Abs. 1 Satz 1 diese Mitglieder zu bestellen. Danach wird die konstituie- 
rende Sitzung des Kuratoriums anberaumt werden. 


12. Abgeordneter 

Andreas 

Schmidt 

(Mülheim) 

(CDU/CSU) 


Welchen Inhalt hat der in § 2 Abs. 3 des Gesetzes 
über die Errichtung einer Bundeskanzler- Willy- 
Brandt- Stiftung erwähnte Vertrag vom 1. Juni 
1994, und welche Konsequenzen ergeben sich 
ggf. aus diesem Vertrag oder sonst aus denl 
genannten Gesetz hinsichtlich derjenigen Unter- 
lagen Willy Brandts, die sich laut Presseberichten 
seit dem Herbst 1993 im „Depositum Linden- 
berg" in der Friedrich-Ebert-Stiftung befinden 
sollen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 20. Februar 1995 


Der in § 2 Abs. 3 des „Gesetzes über die Errichtung der Bundeskanzler- 
Willy- Brandt- Stiftung" aufgeführte Vertrag vom 1. Juni 1994 regelt u. a. 
die zwischen Frau Dr. Brigitte Seebacher-Brandt, der Sozialdemokrati- 
schen Partei Deutschland, der Fraktion der SPD und der Friedrich-Ebert- 
Stiftung vereinbarte Gründung des „Willy-Brandt- Archiv im Archiv der 
sozialen Demokratie der Friedrich-Ebert-Stiftung". Angaben über den 
Inhalt dieses Archivs sind aus den zu Frage 11 aufgeführten Gründen 
seitens der Bundesregierung nicht möglich. 
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13. Abgeordneter 

Dr. Edzard 
Schmidt-Jortzig 

(F.D.P.) 


Kann die Bundesregierung an Hand statistischen 
Materials Presseberichte bestätigen, wonach im 
Jahr 1994 die Kriminalität, insbesondere im 
Bereich ausländischer Täter, zurückgegangen 
ist? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 22. Februar 1995 

Nach den bisherigen, vorläufigen Erkenntnissen ist für 1994 ein Rückgang 
sowohl der registrierten Straftaten wie auch des Tatverdächtigenanteils 
Nichtdeutscher festzustellen. 


14. Abgeordneter 

Dr. Edzard 

Schmidt-Jortzig 

(F.D.P.) 


Geht die Bundesregierung bei ihren Überlegun- 
gen zur Inneren Sicherheit von einer auch 
zukünftig steigenden Kriminalität aus oder sieht 
sie Anhaltspunkte, daß sich die Lage nunmehr 
verbessert? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 22. Februar 1995 

Die Politik der Bundesregierung ist darauf ausgerichtet, den sich abzeich- 
nenden positiven Trend für 1994 nachhaltig zu stärken. Bei den anstehen- 
den Überlegungen zur Inneren Sicherheit ist zu berücksichtigen, daß die 
Kriminalitätsentwicklung bei den einzelnen Delikten bzw. Deliktsgrup- 
pen unterschiedlich verläuft und dementsprechend differenziert behan- 


Inwieweit trifft nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung die - in der Sendung Z AK am 12. Februar 
1995 geäußerte - Annahme der stellvertretenden 
PDS-Bundesvorsitzenden Marquardt zu, ihre 
Telekommunikation werde bzw. wurde durch 
den Verfassungsschutz überwacht, und hält die 
Bundesregierung, sofern dies zuträfe, eine solche 
Überwachung für erforderlich, opportun und 
rechtmäßig? 


delt werden muß. 


15. Abgeordneter 

Manfred 

Such 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Eduard Lintner 
vom 22. Februar 1995 

Die Frage, ob die Telekommunikation einer bestimmten Person durch den 
Verfassungsschutz überwacht wird, eignet sich wegen der in diesem 
Bereich notwendigen Geheimhaltung nicht für eine öffentliche Beantwor- 
tung. Dies gilt generell, d. h. auch für Fälle, in denen eine solche Über- 
wachung nicht stattfindet, da andernfalls Rückschlüsse aus der Tatsache 
der Antwortverweigerung gezogen werden könnten. 

Beschränkungen des Fernmeldegeheimnisses durch das Bundesamt für 
Verfassungsschutz unterliegen der Kontrolle der Kommission nach § 9 des 
Gesetzes zur Beschränkung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses 
- Gesetz zu Artikel 10 des Grundgesetzes - (G 10). Nach Absatz 2 dieser 
Vorschrift entscheidet die Kommission von Amts wegen oder aufgrund 
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von Beschwerden über die Zulässigkeit und Notwendigkeit solcher 
Beschränkungsmaßnahmen. Falls Frau Marquardt den Verdacht hat, daß 
sie zu Unrecht abgehört wird, kann sie sich mit einer entsprechenden 
Beschwerde an die G 10-Kommission wenden und von dort Auskunft dar- 
über erhalten, ob sie in ihren Rechten verletzt wurde oder nicht. Für den 
Bereich der Bundesländer gelten entsprechende Regelungen. Eine 
Abstimmung zwischen Bund und Länder ist durch eine entsprechende 
Vereinbarung der KontrollkommKsionen sichergestellt. 

Zu der Frage, ob eine Überwachung des Fernmeldeverkehrs von Frau 
Marquardt, sofern sie stattfindet, für erforderlich, opportun und recht- 
mäßig gehalten werde, ist allgemein zu bemerken, daß eine Über- 
wachungsmaßnahme der Anordnung durch den zuständigen Minister 
und der Zustimmung durch die zuständige Kontrollkommission bedarf. 
Beides setzt die Erfüllung der strengen Maßstäbe des G 10 zur Verdachts- 
lage und zur Erforderlichkeit der Maßnahme voraus. 


16. Abgeordneter 

Manfred 

Such 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welcher Höhe sind in den vergangenen fünf 
Jahren jeweils welchen Fluggesellschaften die 
Transportkosten für die Abschiebung bzw. Rück- 
führung von Ausländern und Ausländerinnen in 
Begleitung des Bundesgrenzschutzes erstattet 
worden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 24. Februar 1995 


Die konsequente Rückführung ausreisepflichtiger Ausländer ist eine der 
wichtigsten Maßnahmen, um die illegale Zuwanderung wirksam zu be- 
kämpfen. Würde es in das Belieben des einzelnen Ausländers gestellt, ob 
er seiner Ausreisepflicht nachkommt, wäre dies ein deutlicher Anreiz, zum 
Erreichen eines faktischen Daueraufenthalts nach Deutschland zu stre- 
ben. 

Die Flugkosten für abgeschobene Ausländer werden von den Ausländer- 
behörden der Bundesländer gezahlt. Der Bundesregierung liegt hierüber 
kein konkretes Zahlenmaterial vor. 

Eine Aufteilung der dem Bund entstandenden Rückführungskosten nach 
Fluggesellschaften ist nicht möglich, da hierüber keine gesonderten 
Anschreibungen geführt werden und die Buchungen der Flüge oftmals 
über Reisebüros abgewickelt werden, die über die Wahl der Flugverbin- 
dungen selbständig entscheiden. 

Vor diesem Hintergrund können folgende Angaben gemacht werden: 
a) Flugkosten für Ausländer: 

In der Zeit von 1990 bis Ende 1994 sind für Rückführungen von auslän- 
dischen Staatsangehörigen in originärer Zuständigkeit des Bundes- 
grenzschutzes Flugkosten in Höhe von insgesamt 17 199 408,55 DM 
entstanden. 

Im einzelnen: 

1990 98 628,50 DM 

1991 91 046,87 DM 

1992 351 538,41 DM 

1993 9 774 165,77 DM 

1994 6 884 029,00 DM. 
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In den vorgenannten Zahlen sind bereits Rückerstattungsbeträge von 
seiten der Ausländerämter und Eigenbeiträge der Ausländer in Form 
von erhobenen Sicherheitsleistungen enthalten. 

Die Zunahme nach 1992 beruht nicht unwesentlich auf dem Einsatz von 
Charterflugzeugen zur Zurückschiebung illegal eingereister Rumänen. 
Diese kostengünstige Transportart hat sich gegenüber der Nutzung des 
Landweges oder der Buchung von Linienflügen als zweckmäßig und 
geeignet erwiesen. 


b) Flugkosten für Begleitbeamte: 

In den letzten fünf Jahren sind insgesamt 31 555 062,00 DM an Kosten 
für die Begleitung durch BGS-Beamte bei Rückführungen von auslän- 
dischen Staatsangehörigen entstanden. Eine Begleitung ist erforder- 
lich, wenn ausreisepflichtige Ausländer sich der Rückführung gewalt- 
sam widersetzen oder andere in der Person des Ausländers liegende 
Gründe für eine Gefährdung der Luftsicherheit sprechen. 


Im einzelnen: 

1990 2 400 222,00 DM 

1991 3 996 495,00 DM 

1992 5 212 079,00 DM 

1993 8 113 651,00 DM 

1994 11 832 615,00 DM. 


ln den unter b) genannten Beträgen sind neben den Flugkosten, die 
ca. 90 vom Hundert der auf gewandten Mittel ausmachen, auch Tage- 
gelder und Übernachtungskosten für die Begleitbeamten enthalten. 


17. Abgeordneter 

Manfred 

Such 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie ist nach Kenntnis der Bundesregierung die 
offenbare Diskrepanz zu erklären zwischen der 
Antwort der Bundesregierung (Drucksache 
13/482) auf die Kleine Anfrage der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, wonach im Zeit- 
raum 1992 bis 1994 insgesamt 193 Straf ermitt- 
lungsverfahren - darunter 125 wegen Körperver- 
letzung und Beleidigung - gegen Polizeivollzugs- 
beamte des Bundesgrenzschutzes eingeleitet 
worden seien, gegenüber der Auskunft der 
Staatsanwaltschaft Frankfurt/Oder (Süddeutsche 
Zeitung 17. September 1994), wonach allein in 
deren Zuständigkeitsbereich schon im Zeitraum 
Mai 1992 bis August 1994 unter insgesamt 
720 Strafanzeigen nur wegen Mißhandlungen 
oder Beleidigungen sich 100 gegen Mitarbeiter 
des Bundesgrenzschutzes (BGS) gerichtet hätten, 
und in wie vielen Fällen erstatteten im Zeitraum 
1992 bis 1994 Ausländer Anzeigen gegen Mitar- 
beiter des BGS jeweils wegen Verdacht der ein- 
zelnen, in der vorstehend erwähnten Antwort der 
Bundesregierung genannten Delikte, insbeson- 
dere wegen Körperverletzungen, wegen derer 
allein die Staatsanwaltschaft Frankfurt/Oder in 
dem genannten kürzeren Zeitraum 120 Anzeigen 
gegen Polizisten registriert hatte? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 24. Februar 1995 


Die Staatsanwaltschaft Frankfurt/Oder hat am 19. September 1994 in 
einer schriftlichen Stellungnahme gegenüber dem Grenzschutzamt 
Frankfurt/Oder die in Ihrer Frage zitierte Auskunft dahin gehend korri- 
giert, daß es sich bei den „genannten Zahlen um überschlägige Schätzung 
von Fällen handelt, in denen ausländische Staatsangehörige, in schrift- 
hchen Stellungnahmen zu den ihnen eröffneten Tatvorwürfen (überwie- 
gend illegaler Aufenthalt im Bundesgebiet) Behauptungen aufgestellt 
haben, im einen oder anderen Fall von Grenzschutzbediensteten gesto- 
ßen, angerempelt oder auch geschlagen worden zu sein" . 

Der Justizminister des Landes Brandenburg hat in einem Brief an den Bun- 
desminister des Innern vom 3. November 1994 sein Bedauern über das von 
einem Staatsanwalt der Staatsanwaltschaft Frankfurt/Oder gegebene und 
im Berliner „Tagesspiegel" vom 16. September 1994 abgedruckte Inter- 
view zum Ausdruck gebracht. 

Im Zeitraum von 1992 bis 1994 sind in vier Fällen Strafanzeigen durch aus- 
ländische Staatsangehörige gegen Beamte des Bundesgrenzschutzes 
gestellt worden. Im einzelnen handelt es sich hierbei in 1992 um einen Fall 
der versuchten Vergewaltigung (§ 177 StGB); dieses Ermittlungsverfah- 
ren wurde gemäß § 170 Abs. 2 StPO eingestellt. In 1993 sind ein Fall und in 
1994 zwei Fälle der Körperverletzung im Amt (§ 340 StGB) registriert; die 
eingeleiteten Ermittlungs- bzw. Strafverfahren sind noch nicht abge- 
schlossen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


18. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 

Meyer 

(Ulm) 

(SPD) 


Wann wird die Bundesregierung den Deutschen 
Bundestag bzw. dem Rechtsausschuß des Deut- 
schen Bundestages den bei den Beratungen des 
Gesetzes für Organisierte Kriminalität (OrgKG) 
vereinbarten Bericht über die Erfahrungen im 
Bereich des Zeugenschutzes und die eventuelle 
Notwendigkeit von weitergehenden gesetzlichen 
Neuregelungen oder Zeugenschutzprogrammen 
nach amerikanischem Vorbild erstatten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 24. Februar 1995 


Bei der Bekämpfung der modernen Erscheinungsformen der Kriminalität 
gehört der Schutz gefährdeter Zeugen zu den wichtigsten Aufgaben von 
Polizei und Justiz. Die Gewährleistung eines umfassenden Zeugenschut- 
zes durch Gesetz und Praxis zählt daher zu den vorrangigen rechtspoliti- 
schen Vorhaben der Bundesregierung. 
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Auf der Grundlage der in der Frage angesprochenen Vereinbarung hat die 
Bundesregierung die Landesjutiz- und Lande Sinnenverwaltungen bereits 
im Sommer 1992 gebeten, zur Wirksamkeit der zeugenschützenden Rege- 
lungen des Gesetzes zur Bekämpfung des illegalen Rauschgifthandels 
und anderer Erscheinungsformen der Organisierten Kriminalität (OrgKG) 
binnen eines Jahres Stellung zu nehmen und ggf. Verbesserungsvor- 
schläge zu unterbreiten. 

In ihren Berichten haben die Landesjustiz- und Lande sinnenverwaltun- 
gen allerdings nur im Einzelfall und erst in sehr geringem Umfang auf 
praktische Erfahrungen mit zeugenschützenden Maßnahmen zurückgrei- 
fen können. Die daraus gewonnenen Erkenntnisse erlauben noch keine 
abschließende Beurteilung der Frage des administrativen und/oder 
gesetzgeberischen Handlungsbedarfs. Die Einbeziehung weiterer 
Erkenntnisse erscheint nach Auffassung der Bundesregierung als Voraus- 
setzung für den Bericht an den Deutschen Bundestag unabdingbar. Die 
Bundesregierung geht davon aus, daß diese bis Ende 1996 vorliegen wer- 
den. Bis zu diesem Zeitpunkt wird die in der Ko alitions Vereinbarung vom 
11. November 1994 vereinbarte Auswertung der in der letzten Legislatur- 
periode beschlossenen Gesetze zur Bekämpfung der Organisierten Krimi- 
nalität abgeschlossen sein. Bis dahin dürften auch die Ergebnisse der von 
der Bundesregierung begleiteten Beratungen des Expertenausschusses 
des Europarates zum Thema „Einschüchterung von Zeugen und die 
Rechte der Verteidigung" vorhegen. Erst wenn weitere Erkenntnisse vor- 
hegen, kann auch zusammen mit den Ländern geprüft werden, ob und 
ggf. welche weiteren Maßnahmen durch Gesetz und in der Praxis notwen- 
dig und möglich sind. 

Die Bundesregierung beabsichtigt daher, den Bericht über die Erfahrun- 
gen im Bereich des Zeugenschutzes und die eventuelle Notwendigkeit 
weiterer Maßnahmen bis zum Ende nächsten Jahres zu erstatten. 

Im übrigen weist die Bundesregierung darauf hin, daß für den Bereich der 
Strafverfahren, in denen das Bundeskriminalamt mit den Ermittlungen 
betraut ist, in den §§ 6 und 26 des soeben von der Bundesregierung 
beschlossenen Entwurfs eines Bundeskriminalamtsgesetzes spezialge- 
setzliche Regelungen für Zeugenschutzmaßnahmen des Bundeskriminal- 
amts geschaffen werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


19. Abgeordnete 

Christel 

Hanewinckel 

(SPD) 


Wie steht die Bundesregierung zu der Aussage 
von Herrn Schröder-Hohenwart bei einer Ver- 
sammlung von Personalräten, IG Metall, EREL 
und BMW am 24. Januar 1995 in Halle/Saale, daß 
wegen der „attraktiven Immobilien" der Hame- 
sta GmbH in Halle und Magdeburg und der Mag- 
deburger Stahlbau GmbH in Magdeburg BMW 
die Kosten der Sanierung nicht übernehmen 
wird, obwohl durch die Übernahme und die 
Zusammenfassung aller verbliebenen Stahlbau- 
standorte in den neuen Ländern ein schlagkräfti- 
ger Stahlbaukonzern entstehen soll? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 22. Februar 1995 


Das „Stahlbaukonzept Ost" der EKEL Verwaltungs GmbH & Co. MKG 
(EKEL MKG) sieht u. a. vor, die sachsen-anhaltinischen Fertigungskapazi- 
täten in Calbe zu konzentrieren, da die technischen Voraussetzungen 
weder in Halle noch in Magdeburg die erforderliche Wertschöpfung erlau- 
ben und diese auch mit vertretbaren zusätzlichen Investitionen nicht 
erzielbar ist. Sowohl Halle als auch Magdeburg sollen als Zentren für Ver- 
trieb, Planung, Projektierung und technisches Management erhalten wer- 
den. Mit der Neuausrichtung der Standorte Halle und Magdeburg sollen 
auch die dann vorhandenen nicht betriebswirtschaftlich notwendigen 
Immobilien zur Finanzierung des Stahlbaukonzeptes mit herangezogen 
werden. Angesichts der erheblichen Aufwendungen, die für die Umstruk- 
turierung notwendig sind, führen die Erlöse aus den Verkäufen von 
Grundstücken allerdings nur zu einer geringen Entlastung des Sanie- 
rungsbudgets. 


Es ist Aufgabe der BMGB Beteiligungs-Management-Gesellschaft Berlin 
mbH, die Spekulation mit Immobilien der Unternehmen zu verhindern. 


20. Abgeordnete 

Christel 

Hanewinckel 

(SPD) 


Billigt die Bundesregierung das Verhalten der 
EKEL VerwaltungsGmbH & Co Management 
MKG, die vorher zugesagte Investitionen in den 
Standort Hamesta GmbH (Zeitrahmen 1993 bis 
1996, Investitionsvolumen 13 Mio. DM) nach der 
Übernahme von der EFBE sofort gestoppt hat und 
die verbleibenden 8 Mio. DM für den Aufbau von 
„Stahlbau Ost" (ohne Standort Halle) verwenden 
will? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 22. Februar 1995 


Die Stahlbauunternehmen der EREL Verwaltungs GmbH & Co. MKG 
(EREL MKG) sollen in einem Gesamtkonzept „Stahlbau Ost" zusammen- 
gefaßt werden, um die Sanierung in einem abgestimmten Gesamtkonzept 
Umsetzen zu können. Hierzu wurde die Hallesche Metall- und Stahlbau 
GmbH (HAMESTA) im Juli 1994 von der EFBE Verwaltungs GmbH & Co. 
MKG auf die EREL MKG übertragen. Ziel dieser Neuausrichtung ist, eine 
Verbesserung der Marktstellung der Stahlbauunternehmen zu erreichen, 
um die Betriebe dauerhaft zu sanieren und zu etablieren. Außerdem soll 
hierdurch das Risiko von Fehlinvestitionen verringert werden. Es ist not- 
wendig, daß mit der Entscheidung, die ostdeutschen Stahlbaukapazitäten 
neu zu ordnen, auch schon bestätigte Investitionen in den betroffenen 
Standorten erst einmal gestoppt werden, bis geprüft ist, ob sie mit dem 
neuen Konzept in Einklang stehen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


21. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jtittner 

(CDU/CSU) 


Was unternimmt die Bundesregierung, damit bei 
der anstehenden Reform des Maastrichter Ver- 
trags Artikel 3 b des EG- Vertrags in dem Sinne 
ergänzt wird, daß das Subsidiaritätsprinzip auch 
auf das Verhältnis zwischen der Europäischen 
Union und den Gebietskörperschaften Anwen- 
dung findet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 24. Februar 1995 

Die Bundesregierung bereitet derzeit ihre Haltung zu der für 1996 vorge- 
sehenen Regierungskonferenz zur Überprüfung des EU-Vertrages vor. Sie 
hat zunächst an dem Bericht des Rates über das Funktionieren des EU- 
Vertrages mitgewirkt, der im ersten Halbjahr 1995 beschlossen werden 
soll und zusammen mit den Berichten der Kommission und des EP die 
Grundlage für die Arbeiten der Reflexionsgruppe im zweiten Halbjahr 
1995 bilden wird. Im Laufe der nächsten Monate wird die Bundesregie- 
rung ihre Haltung zu den Punkten festlegen, die auf der Regierungskonfe- 
renz behandelt werden. In diesem Zusammenhang wird sie auch prüfen, 
ob und in welcher Weise eine Ergänzung von Artikel 3 b EG- Vertrag zu 
befürworten ist. Dabei wird sie zu berücksichtigen haben, daß die inner- 
staatliche Kompetenzverteilung Sache der Mitgliedstaaten ist und nicht 
Gegenstand einer Regelung des Gemeinschaftsrechts sein kann. 


22. Abgeordneter 

Volker 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


In wie vielen Fällen und in welchem Umfang sind 
in den Jahren 1990, 1991, 1992, 1993 und 1994 
Leistungen der Hermes Bürgschaft für Verträge 
mit Partnern im Iran in Anspruch genommen 
worden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter von Würzen 
vom 23. Februar 1995 

Die Bundesregierung hat in den Jahren 1990 bis 1994 Iran-Export- 
geschäfte in folgender Höhe in Deckung genommen: 


- 1990 

3,015 

Mrd. 

DM 

- 1991 

3,796 

Mrd. 

DM 

- 1992 

5,956 

Mrd. 

DM 

- 1993 

1,587 

Mrd. 

DM 

- 1994 

0,328 

Mrd. 

DM 

Gesamt 

14,682 

Mrd. 

DM. 


Dieses Deckungsvolumen ergibt sich aus Ausfuhrgewährleistungen für 
einzelne Geschäfte und aus sogenannten Sammel- Ausfuhrgewährleistun- 
gen, unter denen ein Exporteur eine Vielzahl von gedeckten Geschäften 
abwickeln kann. Da der Bundesregierung nicht bekannt ist, wie viele 
Geschäfte unter einer Sammel-Ausfuh];gewährleistung getätigt werden, 
läßt sich die Frage nach der Zahl der einzelnen gedeckten Geschäfte nicht 
beantworten. 


14 



Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/677 


23. Abgeordneter Wie oft und wann hat der jeweilige Bundesmini- 

Jörg Ster für Wirtschaft in den letzten fünf Jahren Ver- 

Tauss treter von Industrie und Gewerkschaften zu Dia- 

(SPD) loggesprächen über Probleme deutscher Schlüs- 

selindustrien, wie z. B. den Automobilbau und 
den Maschinenbau, eingeladen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert 
vom 24. Februar 1995 

Der Buncfesminister für Wirtschaft steht in ständigem Dialog mit Vertre- 
tern von Industrie und Gewerkschaften. 

Die jeweiligen Bundesminister für Wirtschaft haben persönlich in den letz- 
ten fünf Jahren mehr als 160 Gespräche über Probleme wichtiger Indu- 
strien - wie z. B. der Automobilindustrie, der Maschinenbauindustrie, der 
Textilindustrie, der Stahlindustrie, der Werftindustrie, der Information- 
stechnik, der Elektroindustrie, der chemischen Industrie, der Energiewirt- 
schaft, der Luft- und Raumfahrtindustrie, der holz- und kunststoffverarbei- 
tenden Industrie, der Schuhindustrie - mit Repräsentanten der Unterneh- 
men, aber auch der Gewerkschaften, geführt. Daneben gab es zahllose 
Gespräche auf Staatssekretärs- und Fachebene, bei denen spezifische 
Branchenprobleme erörtert wurden. 

Im Rahmen des Standortdialogs fanden darüber hinaus mehrere Ge- 
sprächsrunden mit Beteiligung von Industrie- und Gewerkschaftsvertre- 
tern zu generellen wirtschaftspolitischen Fragestellungen statt. Auch in 
diesem Rahmen wurden Strukturprobleme bedeutender Industriezweige 
thematisiert. 

Mit den nunmehr initiierten branchenbezogenen Dreiergesprächen soll 
der Dialogprozeß weiter intensiviert werden. Primäres Ziel ist es, einen 
Konsens über den Abbau noch bestehender Innovations- und Investitions- 
hemmnisse in Deutschland zu erzielen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


24. Abgeordneter 

Peter H. 

Carstensen 

(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung die Menge an Pferde- 
fleisch bekannt, die von der Europäischen Union 
aus den USA importiert wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 1. März 1995 

Die Europäische Union führte nach Angaben des Statistischen Amtes der 
Europäischen Gemeinschaften in den vergangenen Jahren folgende Men- 
gen Pferdefleisch (frisch, gekühlt, gefroren) und genießbare Schlacht- 
nebenerzeugnisse von Pferden ein: 1991 98 761 1, 1992 90 434 t und 1993 
84 423t. Die Zahlen für 1994 liegen noch nicht vor. 
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Von diesen Einfuhrmengen kamen 1991 40 531 t, 1992 36 332 t und 
1993 27 110 t aus den USA. 

Zum überwiegenden Teil werden die Einfuhren von Pferdefleisch aus den 
USA von Frankreich und Belgien/Luxemburg getätigt (zusammen: 1991 
31 744 t, 1992 29 644 t, 1993 23 825 t). Die genannten Länder waren 
damit die bedeutensten Abnehmer von Pferdefleisch aus den USA. 

Für Deutschland hat die Einfuhr von US-Pferdefleisch keine Bedeutung. 
In dem betrachteten Zeitraum führte Deutschland lediglich im Jahr 1991 
eine geringe Menge Pferdefleisch (41 t) und genießbare Schlachtneben- 
erzeugnisse von Pferden (9 t) aus den USA ein. In den folgend^ Jahren 
(1992 und 1993) gab es keine Einfuhren von US-Pferdefleisch nach 
Deutschland. 


25. Abgeordneter 

Peter H. 

Carstensen 

(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Kenntnisse über die 
schlechten Schlacht- und Transportbedingungen 
der Tiere in den USA, und ist sie bereit, bei ihren 
Bemühungen um einen verbesserten Tierschutz 
ihre Möglichkeiten einzusetzen, um hier Verbes- 
serungen zu erzielen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolf gang Gröbl 
vom 28. Februar 1995 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden Erkenntnissen, die von der 
deutschen Botschaft in Washington bestätigt wurden, waren in den USA 
für den Transport von Nutz- und Schlachttieren bis Mitte der siebziger 
Jahre lediglich Vorschriften für den Eisenbahntransport von Bedeutung. 
Danach mußte im Grundsatz alle 28 Stunden eine Rast zürn Tränken und 
Füttern der Tiere eingehalten werden. Auf Antrag konnte diese Zeit- 
spanne jedoch bis auf 72 Stunden verlängert werden. 

Heute werden Tiere fast ausschließlich mit Lastwagen befördert. Hierfür 
hegen auf Bundesebene keine speziellen tierschutzrechtlichen Vorschrif- 
ten vor. Das Bundestierschutzgesetz der USA (Animal welfare Act) findet 
zudem keine Anwendung auf landwirtschaftliche Nutztiere. In einzelnen 
Bundesstaaten sind jedoch Vorschriften in Kraft, die den Schutz von Nutz- 
und Schlachttieren während des Transportes sicherstellen sollen. 

Besondere Erkenntnisse über die Schlachtbedingungen in den USA lie- 
gen der Bundesregierung nicht vor. Aufgrund fleischhygienerechtlicher 
Regelungen der EG darf jedoch Fleisch aus Drittländern - wie den USA - 
nur aus von der EG zugelassenen und überwachten Betrieben in die EG 
eingeführt werden. Nach Artikel 15 der Richtlinie 93/119/EG des Rates 
vom 22. Dezember 1993 über den Schutz von Tieren zum Zeitpunkt der 
Schlachtung oder Tötung (ABI. EG Nr. L 340 S’. 21) vergewissern sich die 
Sachverständigen der Europäischen Kommission bei der Inspektion von 
Schlachthöfen in Drittländern auch, ob die tierschutzrechtlichen 'Vor- 
schriften der Gemeinschaft eingehalten werden. 

Nach Auskunft von Tierschutzverbänden aus den USA sind Fragen des 
Tierschutzes beim Tiertransport in den letzten Jahren vermehrt in das 
Öffentliche Interesse gerückt. Es ist in erster Linie Aufgabe der dortigen 
Stellen und Organisationen, sich hier, sofern erforderlich, für eine Verbes- 
serung der Situation einzusetzen. 

Die Bundesregierung setzt sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten für tier- 
schutzrechtliche Verbesserungen in Drittländern ein, direkte Möglichkei- 
ten, entsprechend Einfluß zu nehmen, sind jedoch gering. 
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26. Abgeordneter 

Joachim 

Gres 

(CDU/CSU) 


Ist die Tatsache, daß - wie der Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten auf 
meine Frage 26 in Drucksache 13/344 zu Manipu- 
lationen bei Abfindungen für ausscheidende Mit- 
glieder früherer LPGs in Bestätigung entspre- 
chender Presseberichterstattung mitgeteilt hat - 
die Länder von der Überprüfungsmöglichkeit 
nach § 70 Abs. 3 Landwirtschaftsanpassungsge- 
setz völlig unzureichend Gebrauch machen, dar- 
auf zurückzuführen, daß - wie die Presse berich- 
tet - zwischen den Bediensteten der zuständigen 
Landwirtschaftsämter und den Betriebsleitern 
dieser ehemaligen LPGs häufig enge persönliche 
Beziehungen bestehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 22. Februar 1995 


In der Antwort auf Ihre Frage 26 in Drucksache 13/344 hatte die Bundes- 
regierung lediglich darauf hingewiesen, daß die Länder von ihrem Prü- 
fungsrecht nach § 70 Abs. 3 des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes „in 
unterschiedlichem Maße" Gebrauch gemacht haben. In einigen Ländern 
sind dabei alle LPG-Nachfolgebetriebe überprüft worden, während an- 
dere Länder Überprüfungen nur vorgenommen haben, wenn ein begrün- 
deter Verdacht auf Unregelmäßigkeiten vorlag. 

Ob und in welchem Umfang zwischen den Bediensteten der zuständigen 
Landwirtschaftsämter und den Betriebsleitern ehemaliger LPGen enge 
persönliche Beziehungen bestehen, die wiederum Auswirkungen auf die 
Ausübung des vorgenannten Prüfungsrechts haben, kann die Bundes- 
regierung nicht beurteilen. 


27. Abgeordneter Werden bei der Auswahl der landwirtschaft- 

Horst liehen Betriebe für das Testbetriebsnetz zur Fest- 

Sielaff Stellung der Lage der Landwirtschaft gemäß § 4 

(SPD) des Landwirtschaftsgesetzes auf der Grundlage 

der Bedingungen des Gesetzes, wonach „im 
wesentlichen von Betrieben mit durchschnitt- 
lichen Produktionsbedingungen auszugehen 
(ist), die bei ordnungsgemäßer Führung die wirt- 
schaftliche Existenz einer bäuerlichen Familie 
nachhaltig gewährleisten", bestimmte Betriebe 
ausgegrenzt, und sind diese Bedingungen bei 
Einbeziehung von landwirtschaftlichen Unter- 
nehmen der neuen Länder in Form einer juristi- 
schen Person für oben genannte Feststellung der 
Lage der Landwirtschaft in Zukunft noch 
anwendbar? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolf gang Gröbl 
vom 22. Februar 1995 

Nach § 2 des Landwirtschaftsgesetzes (LwG) ist im Agrarbericht der Bun- 
desregierung die Lage der Landwirtschaft „gegliedert nach Betriebsgrö- 
ßen, -typen, -Systemen und Wirtschaftsgebieten" darzustellen. 
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Die Auswahl der Testbetriebe ist darauf ausgerichtet, repräsentative 
Ergebnisse in der geforderten Differenzierung zu erhalten. Eine Ausgren- 
zung bestimmter Betriebe erfolgt dabei nicht. Da sich das Testbetriebsnetz 
in den neuen Ländern noch im Aufbau befindet, kann die Lage der land- 
wirtschaftlichen Betriebe bisher noch nicht so differenziert dargestellt 
werden wie für das frühere Bundesgebiet. 

Dies gilt auch für die Vergleichsrechnung nach § 4 LwG, die bisher nur für 
das frühere Bundesgebiet vorgenommen werden konnte. 

Die Vergleichsrechnung bezieht alle landwirtschaftlichen Vollerwerbsbe- 
triebe ein und beschränkt sich nicht auf die Betriebe, die nach § 4 LwG 
„die wirtschaftliche Existenz einer bäuerlichen Familie nachhaltig 
gewährleisten", weil es hierfür keine eindeutigen Abgrenzungskriterien 
gibt. Auf die eingeschränkte Aussagefähigkeit und die methodischen 
Probleme der Vergleichsrechnung hat die Bundesregierung im Agrarbe- 
richt 1995 erneut hingewiesen. 

Bei der Vergleichsrechnung wird festgestellt, inwieweit mit den erzielten 
Gewinnen aus der landwirtschaftlichen Tätigkeit für die nichtentlohnten 
Arbeitskräfte eine den Löhnen vergleichbarer Berufs- und Tarifgruppen 
entsprechende Entlohnung erzielt wird. Für Unternehmen in Form juristi- 
scher Personen ist die Vergleichsrechnung nicht anwendbar, da es in 
solchen Unternehmen in der Regel keine nichtentlohnten Arbeitskräfte 
gibt und davon ausgegangen werden kann, daß sich die von diesen Unter- 
nehmen gezahlten Löhne an den Löhnen vergleichbarer Berufs- und 
Tarif gruppen orientieren. 


In welcher Größenordnung wird Rindfleisch aus 
Bosnien-Herzegowina in die Bundesrepublik 
Deutschland importiert, und hält die Bundes- 
regierung derartige Importe eines Landes, das im 
Gegenzug einen erheblichen Teil seines Lebens- 
mittelbedarfes aus Hilfslieferungen decken muß, 
die überdies teilweise kaum möglich sind, für 
sinnvoll? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolf gang Gröbl 
vom 22. Februar 1995 

Nach den Erkenntnissen der Bundesregierung wird kein Rindfleisch aus 
Bosnien-Herzegowina in die Bundesrepublik Deutschland importiert. In 
der Außenhandelsstatistik des Statistischen Bundesamtes sind weder 
1993 noch von Januar bis Oktober 1994 - für die Zeit ab November 1994 
liegen noch keine Daten vor - Einfuhren von Rindfleisch verzeichnet. 


28. Abgeordneter 

Horst 

Sielaff 

(SPD) 


29. Abgeordneter 

Horst 

Sielaff 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Kritik an 
der vom Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten in der Schriftenreihe des 
Bundesministeriums veröffentlichten Studie 
„Umweltwirkungen der Agrarproduktion unter 
dem Einfluß von Betriebsgröße und Erwerbs- 
form" , nach der die der Studie zugrunde liegende 
Methodik bzw. die untersuchten Parameter ein- 
seitig ausgewählt sind und Umweltwirkungen 
der Viehhaltung nicht erörtert werden, und wird 
die Bundesregierung die Kritik zum Anlaß neh- 
men, diesbezüglich weitere wissenschaftliche 
Untersuchungen in Auftrag zu geben? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolf gang Gröbl 
vom 1. März 1995 


Kritik an der Studie „Umweltwirkungen der Agrarproduktion unter dem 
Einfluß von Betriebsgröße und Erwerbsform", die an der Universität Göt- 
tingen erstellt und von der Bundesregierung weder in Auftrag gegeben 
noch finanziell gefördert wurde, liegt der Bundesregierung im einzelnen 
nicht vor. Die Studie wurde mit Mitteln der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft (DFG) unterstützt und in diesem Zusammenhang von unabhängi- 
gen Gutachtern bewertet und als wissenschaftliche Arbeit anerkannt. 

In der Schriftenreihe des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten „Angewandte Wissenschaft" wurde die Studie als 
interessanter wissenschaftlicher Beitrag zu der Diskussion über Umwelt- 
wirkungen der Agrarproduktion veröffentlicht, ohne den Anspruch zu 
erheben, die Thematik erschöpfend abzuhandeln. Bei der Bundes- 
forschungsanstalt für Landwirtschaft Braunschweig-Völkenrode (FAL) 
werden Fragestellungen zur Umweltverträglichkeit der Agrarproduktion 
im Rahmen verschiedener Forschungsprojekte behandelt. Neben Unter- 
suchungen zu den unterschiedlichen Einflußgrößen, bei denen auch die 
Viehhaltung Berücksichtigung findet, bilden Fragen nach den geeigneten 
Umweltindikatoren, die zur Beurteilung der Umweltverträglichkeit her- 
anzuziehen sind, den Schwerpunkt eines weiteren Forschungsprojektes. 


30. Abgeordneter 

Dr. Wolf gang 
Freiherr 
von Stetten 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, 
wie die Nitratwerte in Frankreich gemessen wer- 
den und sind diese Messungen entsprechend 
zuverlässig, da der Verzicht auf Atrazin für die 
deutschen Landwirte bei Mais eine Verteuerung 
zwischen 100 und 200 DM pro Hektar bedeutet, 
während in Frankreich Atrazin nach wie vor 
gespritzt werden darf, weil angeblich dort die 
Nitratwerte im Grundwasser den Grenzwerten 
entsprechen? 


31. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
Freiherr 
von Stetten 

(CDU/CSU) 


Werden die Stichproben gemäß der deutschen 
Bewertung vorgenommen und sollten diese 
Werte tatsächlich niedriger sein, wie erklärt sich 
die Bundesregierung diese Tatsache, da nach- 
weislich in Frankreich wesentlich mehr gespritzt 
wird als in der Bundesrepublik Deutschland? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 20. Februar 1995 


Die Überwachung des Gewässergütezustandes der Gewässer obliegt den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Bei Anwendung der guten 
Laborpraxis sind die gemessenen Nitratkonzentrationen im Grundwasser 
in Frankreich und Deutschland vergleichbar. Der zulässige Fehler beträgt 
nach der Trinkwasserverordnung ± 2 mg/1 NO 3 . 

Frankreich zieht in Erwägung, bis zu 50% der Landesfläche als „gefähr- 
dete Gebiete" im Sinne der Richtlinie des Rates zum Schutz der Gewässer 
vor Verunreinigung durch Nitrat aus landwirtschaflichen Quellen 
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(91/676/EWG) auszuweisen. Das Auftreten von erhöhten Nitratkonzentra- 
tionen bedeutet jedoch nicht automatisch das gleichzeitige Vorhanden- 
sein von Pflanzenschutzmittelrückständen, z. B. des Wirkstoffes Atrazin. 
Daher ist der Umfang der Atrazinkontamination des Grundwassers in den 
betroffenen Gebieten auch nicht bekannt. 

Atrazinhaltige Pflanzenschutzmittel sind in Frankreich zwar zugelassen, 
allerdings läuft z. Z. bei der Zulassungsbehörde eine Überprüfung, ob 
Atrazin generell als Wirkstoff toleriert werden kann oder ob Modalitäten 
hinsichtiich der Anwendung ausreichend sind. 

Darüber hinaus wird auf Gemeinschaftsebene der Wirkstoff Atrazin in 
einer ersten Stufe des Arbeitsprogramms im Rahmen der Richtlinie des 
Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (91/414/ 
EWG) daraufhin geprüft und bewertet, ob er in Anhang I dieser Richtlinie 
aufgenommen werden kann und damit gemeinschaftsweit als Wirkstoff 
zulässig ist. Die eigentliche Entscheidung über die Zulassung eines atra- 
zinhaltigen Pflanzenschutzmittels hat nach einem harmonisierten Zulas- 
sungsverfahren jedoch der jeweilige Mitgliedstaat zu treffen. Hierbei 
kann den besonderen Bedingungen des Mitgliedstaates Rechnung getra- 
gen werden. Da derzeit die Prüfung noch andauert, kann über ein Ergeb- 
nis noch keine Aussage getroffen werden. 


32. Abgeordneter Hat die Bundesregierung ihre Bemühungen ein- 

Dr. Gerald gestellt, eine Entschädigungsregelung für die 

Thalheim sogenannten „verlorengegangenen Inventarbei- 

(SPD) träge " zu erarbeiten, mit der ein Ausgleich für die 

ausgeschiedenen LPG-Mitglieder geschaffen 
werden sollte, die aufgrund Eigenkapitalmangels 
nach dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz 
nicht einmal die zur Zeit der Zwangskollektivie- 
rung eingebrachten Inventarbeiträge zurücker- 
halten konnten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolf gang Gröbl 
vom 22. Februar 1995 


Die Bundesregierung hatte im Jahr 1992 die Absicht bekundet, Mittel für 
einen Härte aus gleich für verlorene Inventarbeiträge bereitzustellen. Im 
Laufe der Beratungen innerhalb der Bundesregierung und mit den neuen 
Ländern zeigten sich aber zunehmende Schwierigkeiten bei der Konkreti- 
sierung des Vorhabens. 

Einerseits ergaben sich immer neue Fallgestaltungen sowie administra- 
tive Probleme bei der Abgrenzung der zu berücksichtigenden Personen, 
zumal ein voller Verlustausgleich für alle von vornherein außerhalb der 
finanziellen Möglichkeiten lag. Andererseits wurden auch starke recht- 
liche Bedenken erhoben, da nach den gesetzlichen Regelungen in Fällen 
von Enteignung oder staatlicher Verwaltung neben der Rückgabe von 
Grundstücken und Gebäuden grundsätzlich ein Wertausgleich für Inven- 
tarverluste nicht gewährt wird. Schließlich ergab sich im Zuge der Haus- 
haltsberatungen, daß die Finanzlage des Bundes erhebhche Kürzungen 
auch im Haushalt des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten notwendig machte. Es ist nicht beabsichtigt, in Zukunft Bun- 
desmittel für verlorene Inventarbeiträge bereitzustellen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


33. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Wie ist der derzeitige Stand der Überlegungen 
zur Neuorganisation der Territorialen Wehrver- 
waltung für den Regierungsbezirk Niederbayern 
und ist dabei vorgesehen, das Kreiswehrersatz- 
amt Landshut aufzulösen, obwohl noch im Mai 
1993 der Parlamentarische Staatssekretärs beim 
Bundesminister der Verteidigung, Bernd Wilz, 
auf meine schriftliche Anfrage mitteilte, das 
Kreis wehrersatzamt Landshut bleibe erhalten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Wiehert 
vom 23. Februar 1995 

Eine unabhängige Arbeitsgruppe des Verteidigungsressorts, in der Fach- 
leute aus allen Ebenen der Territorialen Wehrverwaltung vertreten waren, 
hat die Struktur der Territorialen Wehrverwaltung mit dem Ziel der Straf- 
fung der Organisation und großmaschigen Neu Strukturierung untersucht. 
Auf dieser Untersuchung aufbauend wurde nunmehr ein Konzept entwik- 
kelt, das alle Dienststellen der Territorialen Wehrverwaltung im Hinblick 
auf die Wirtschaftlichkeit der Aufgabenwahrnehmung kritisch durch- 
leuchtet und weitere Einsparpotentiale aufzeigt. 

Detailaussagen zu Strukturen - und damit auch zu möglichen Auswirkun- 
gen auf einzelne Dienststellen - können aber zum jetzigen Zeitpunkt noch 
nicht gemacht werden. 

Im Rahmen der Entscheidungsfindung werden, wie schon in den letzten 
Jahren, der Deutsche Bundestag und die Länderregierungen konsultiert 
werden. Bundesminister Volker Rühe beabsichtigt, ab Mitte. März 1995 
u. a. dem Verteidigungsausschuß des Deutschen Bundestages Vorschläge 
zur künftigen Struktur der Bundeswehr vorzulegen und zur Diskussion zu 
stellen. 

Ich bitte daher um Verständnis, daß zur Zeit hinsichtlich des Kreiswehr- 
ersatzamtes Landshut keine verbindliche Aussage möglich ist. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


34. Abgeordneter 

Klaus 

Hagemann 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussage 
der Bundesarbeitsgemeinschaft Jugendsozialar- 
beit (BAG JAW), daß durch die ständige Kürzung 
der Zuschüsse aus dem Bundeshaushalt eine 
sinnvolle Eingliederungsarbeit von jungen Aus- 
siedlerinnen und Aussiedlern in unserer Gesell- 
schaft aufgrund unterlassener bzw. zu spät oder 
in erheblich reduziertem Umfang einsetzender 
Starthilfen verhindert bzw. erschwert wird und 
sie deshalb ins gesellschaftliche Abseits gedrängt 
werden? 
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Antwort des Staatssekretärs Heribert Scharrenbroich 
vom 24, Februar 1995 

Mit dem Eingliederungsprogramm soll auf der Grundlage der Richtlinien 
für den Kinder- und Jugendplan des Bundes (KJP) „jungen Menschen aus 
den Aussiedlungsgebieten bei ihrer gesellschaftlichen, d. h. sprachlichen, 
beruflichen und schulischen Eingliederung geholfen werden. " 

Es werden vorrangig Jugendgemeinschaftswerke gefördert, die sich 
umfassend um die Eingliederung junger Aus Siedlerinnen und Aussiedler 
vor Ort kümmern (aufsuchende Sozialarbeit, Freizeiten, Seminare, Kurse 
u. ä.). Derzeit gibt es bundesweit ca. 330 Jugendgemeinschaftswerke 
(1993: 385) und 120 Außenstellen mit rund 750 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern (1993: 820). 

Für den Eingliederungsbereich standen im Haushaltsjahr 1994 nach 
Abzug der Haushaltssperre 63 Mio. DM zur Verfügung; für das Haushalts- 
jahr 1995 sind derzeit 60 Mio. DM vorgesehen. Bei dieser Ausgangslage ist 
es nach Auffassung der Bundesregierung für die in der Bundesarbeits- 
gemeinschaft Jugendsozialarbeit - Jugendaufbauwerk - zusammen- 
geschlossenen Träger möglich, die Eingliederungsarbeit weitestgehend 
auf dem Niveau von 1994 fortzusetzen. 

Im übrigen darf ich darauf hinweisen, daß zur Eingliederung junger Aus- 
siedlerinnen und Aussiedler auch der sogenannte Garantiefonds zur Ver- 
fügung steht. Für das Haushaltsjahr 1995 sind dafür 240 Mio. DM vorge- 
sehen. 


35. Abgeordneter 

Klaus 

Hagemann 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Arbeit der 
Gesellschaft für Medienpädagogik und Kommu- 
nikationskultur durch eine feste Förderung zu 
unterstützen, um die kulturelle Jugendbildungs- 
arbeit fortführen zu können? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 24. Februar 1995 

Die Bundesregierung verkennt nicht die wachsende Bedeutung von 
Medienpädagogik und Kommunikationskultur. Hierzu wird auf die Ant- 
wort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage in der letzten Legis- 
laturperiode „Kunst und Kultur für Kinder im vereinigten Deutschland" 
(Drucksache 12/6956 vom 3. März 1994) verwiesen. 

In den zurückliegenden Jahren hat das Bundesministerium für Frauen und 
Jugend bereits eine Reihe von Projekten der Gesellschaft für Medien- 
pädagogik und Kommunikationskultur gefördert. Es handelte sich dabei 
insbesondere um medienpädagogische Handreichungen für die Praxis. 
Neben einigen Rundbriefen der Gesellschaft für Medienpädagogik und 
Kommunikationskultur mit thematischen Schwerpunkten wurden fol- 
gende Veröffentlichungen gefördert: „Kinder- und Jugendsendungen im 
Fernsehen - Übersicht und Empfehlungen", „Vorabendserien im Fern- 
sehen", „Rock von Rechts" und „Nicht nur schöner Schein - Kinder- und 
Jugendzeitschriften in Deutschland". Diese praxisorientierten Hand- 
reichungen unterstützen die Multiplikatoren aus Sozial-, Kultur- und 
Jugendarbeit. 

Eine Förderung der Geschäftsstelle der Gesellschaft für Medienpädago- 
gik und Kommunikationskultur - und damit eine dauerhafte Personal- 
kostenförderung mit erheblicher faktischer Bindungswirkung - wird 
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jedoch in absehbarer Zeit nicht in Betracht kommen. Die Haushaltsmittel 
im Kinder- und Jugendplan des Bundes sind begrenzt; die Infrastruktur- 
förderung zusätzlicher Träger kann daher nur bei Wegfall bisheriger Auf- 
gaben oder unter Einschränkung bisheriger Förderungen finanziell unter- 
stützt werden. Vor dem Hintergrund der beschleunigten Entwicklung des 
Medienbereichs ist jedoch denkbar, daß das Bundesministerium für Fami- 
lie, Senioren, Frauen und Jugend die Arbeit der Gesellschaft für Medien- 
pädagogik und Kommunikationskultur in Zukunft noch verstärkt durch 
Förderung von Einzelprojekten unterstützt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


36. Abgeordnete 

Dr. Marliese 
Dobberthien 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung die vom Bremer Institut 
für Präventionsforschung und Sozialmedizin 
erarbeitete Studie über ein erhöhtes Krebsrisiko 
bei Anwendung von handelsüblichem Insek- 
tenspray bekannt, und schließt sie sich der um- 
weltmedizinischen Forderung des nieder säch- 
sischen Sozialministeriums nach der Notwendig- 
keit einer bundesweiten Studie an? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 22. Februar 1995 


Die Ende Januar vorgestellte epidemiologische Studie des Bremer Insti- 
tuts für Präventionsforschung und Sozialmedizin, die im Zusammenhang 
mit möglichen gesundheitlichen Auswirkungen der Deponie Münche- 
hagen („Münchehagen- Studie") durchgeführt wurde, enthält u. a. Aus- 
sagen zu einer möglichen Bedeutung des Gebrauchs von Insektiziden im 
häuslichen Bereich hinsichtlich des Blutkrebsrisikos. Das Bundesinstitut 
für gesundheitlichen Verbraucherschutz und Veterinärmedizin hat die 
Prüfung und Bewertung dieser Ergebnisse aus wissenschaftlicher Sicht 
eingeleitet. Dabei wird auch die Frage zu prüfen sein, ob weitere Studien 
erforderlich sind. 


37. Abgeordnete 

Dr. Marliese 
Dobberthien 

(SPD) 


Bedeutet die Aussage der Universität Stuttgart- 
Hohenheim, die einen dreijährigen Freisetzungs- 
versuch mit Basta-resistentem Mais plant, das 
nach derzeitigem Stand der Wissenschaft mit 
dem Versuch „kein kalkulierbares Risiko für 
Mensch und Umwelt" verbunden sei, in Wahr- 
heit, daß ein Risiko sehr wohl bestehe, und worin 
liegt die Kalkulierbarkeit? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 22. Februar 1995 

Über den Auftrag der Universität Stuttgart-Hohenheim wird das Robert- 
Koch-Institut auf der Grundlage von Stellungnahmen der Zentralen Kom- 
mission für die Biologische Sicherheit und der zuständigen Landes- 
behörde im Einvernehmen mit der Biologischen Bundesanstalt für Land- 
und Forstwirtschaft und dem Umweltbundesamt entscheiden. Unabhän- 
gig von Risikobewertungen durch den Antragsteller wird sich die Ent- 
scheidung an den Vorgaben des Gentechnikgesetzes orientieren, insbe- 
sondere daran, ob mit der Freisetzung im Verhältnis zu ihrem Zweck 
unvertretbare Risiken für Mensch oder Umwelt verbunden sein können 
(§ 16 Abs. 2 GenTG). 


38. Abgeordnete 

Dr. Marliese 
Dobberthien 

(SPD) 


Trifft es zu, daß von derselben Universität in 
Kübel gepflanzte transgene Maispflanzen gele- 
gentlich aus der Vegetationshalle herausgescho- 
ben werden sollen, wobei eine solche Verbrin- 
gung nach außerhalb nicht als Freisetzung gelten 
soll, und auf welcher Rechtsgrundlage erfolgt 
eine derartige Einstufung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 22. Februar 1995 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß der Universität Stuttgart-Hohen- 
heim eine Vegetationshalle als gentechnische Anlage der Sicherheits- 
stufe 1 zugelassen wurde. Einstufung und Zulassung wurden von der 
zuständigen Landesbehörde, dem Regierungspräsidium Tübingen, in 
Absprache mit dem Robert-Koch-Institut vorgenommen. Den Behörden 
der Länder obliegt es auch, die Einhaltung der Vorschriften des Gentech- 
nikrechts und auf seiner Grundlage ergangenen Einzelfallentscheidun- 
gen zu überwachen. 


39. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Nach welchem Schlüssel erfolgt eine Befreiung 
von Zuzahlungen eines Versicherten, wenn er 
und sein Ehepartner aufgrund chronischer Lei- 
den und Schwerstbehinderung der sogenannten 
„ Härtefallregelung " unterliegt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 22. Februar 1995 

Die Härtefallregelungen in der gesetzlichen Krankenversicherung sorgen 
dafür, daß auch Kranke und Behinderte die medizinisch notwendige Ver- 
sorgung in vollem Umfang erhalten und nicht durch gesetzliche Zuzahlun- 
gen finanziell unzumutbar belastet werden. Eine unzumutbare Belastung 
liegt bei Versicherten vor, deren monatliche Bruttoeinnahmen zum 
Lebensunterhalt 40% der derzeitigen monatlichen Bezugsgröße von 
4 060 DM in den alten und 3 290 DM in den neuen Bundesländern nicht 
überschreiten. Das bedeutet z. B., daß ein Ehepaar, dessen monatliche 


24 



Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/677 


Bruttoeinnahmen 2 233 DM (alte Länder) bzw. 1 809,50 DM (neue Länder) 
nicht übersteigen, von Zuzahlungen, insbesondere zu Arznei- und Heil- 
mitteln sowie Fahrkosten, völlig freigestellt ist. Um die Zuzahlungen bei 
den Versicherten, die nicht unter diese Sozialklausel fallen, auf einen 
zumutbaren Eigenanteil zu begrenzen, ist die Überforderungsklausel 
anzuwenden. Bei Überschreitung der Einkommensgrenzen für die voll- 
ständige Befreiung (Sozialklausel) sind Eigenbeteiligungen in Höhe bis zu 
2% der zu berücksichtigenden jährlichen Bruttoeinnahmen zumutbar. Bei 
Einnahmen über der jährlichen Beitragsbemessungsgrenze von derzeit 
70 200 DM in den alten und 57 600 DM in den neuen Ländern erhöht sich 
die Belastung für Zuzahlungen auf bis zu 4% der Bruttoeinnahmen. Diese 
Einkommens grenzen steigen jedes Jahr mit der allgemeinen Einkom- 
mensentwicklung. Für Ehegatten und Kinder sind bestimmte Freibeträge 
vorgesehen. 


40. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
daß bei Mittelaus Schöpfung aufgrund des indivi- 
duellen Bedarfs diesem Personenkreis die Kosten 
für Arznei-, Verband- und Hilfsmittel auf gebür- 
det werden, obwohl sie lebenswichtig und unent- 
behrlich sind, bzw. welche Möglichkeiten sieht 
die Bundesregierung, diesem Personenkreis 
laufend anfallende Kosten dennoch zu erstatten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 22. Februar 1995 


Während der Gesetzgebungsarbeiten zum Gesundheitsstrukturgesetz 
wurde auch die Frage einer Sonderregelung für chronisch Kranke erneut 
geprüft. Dabei hat sich bestätigt, daß der Versuch einer für alle Fälle gülti- 
gen Konkretisierung und Abgrenzung auf kaum überwindbare Schwie- 
rigkeiten stoßen würde. Deshalb soll die Sozialverträglichkeit der Zuzah- 
lungen wie bisher durch die dargestellten Härtefallregelungen gewährlei- 
stet werden. Sie schützen insbesondere Versicherte mit chronischen 
Erkrankungen, die besonders häufig Zuzahlungen zu leisten haben, vor 
finanzieller Überforderung. Auch künftig muß also niemand wegen der 
Zuzahlungen auf ein notwendiges Medikament verzichten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


41. Abgeordnete 

Marion 

Caspers-Merk 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung alle planerischen und 
finanziellen Voraussetzungen geschaffen, um 
den zugesagten Lärmschutz an der A 98 im 
Bereich Binz en/Rötteln weiter realisieren zu kön- 
nen, und besteht Einvernehmen mit dem Ministe- 
rium für Verkehr Baden-Württemberg über Art 
der Planung, Kostenverteilung und Baubeginn? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 28. Februar 1995 

Das Bundesministerium für Verkehr hat einer Lösung (Gemeinschafts- 
maßnahme mit der Gemeinde Binzen) der Lärmschutzprobleme an der 
A 98 bei Binzen zugestimmt und diese dem Verkehrsministerium Baden- 
Württemberg mitgeteilt. Es ist nunmehr Sache der dafür im Auftrag des 
Bundes zuständigen Landesstraßenbauverwaltung, die planerischen Vor- 
aussetzungen hierfür zu schaffen. Die anteüigen Bundesmittel für diese 
Lärmschutzmaßnahme werden vom Land in eigener Zuständigkeit aus 
dem Verfügungsrahmen für die Bundesfemstraßen bereitgestellt. 


42. Abgeordnete 

Dr. Dagmar 
Enkelmann 

(PDS) 


Aus welchen Gründen sind von den 1994 für die 
Schiene bereitgestellten 10,1 Mrd. DM nur 
7,7 Mrd. DM abgeflossen, und welche Projekte 
sind davon betroffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 28. Februar 1995 

Die Deutsche Bahn Aktiengesellschaft (DB AG) hat 1994 von den zur Ver- 
fügung stehenden Bundesmitteln. in Höhe von 10,1 Mrd. DM kassenmäßig 
zwar nur 7,7 Mrd. DM in Anspruch genommen. Tatsächlich wurden 
jedoch im Jahr 1994 rund 9 Mrd. DM in die Schienenwege der DB AG 
investiert; dies liegt erheblich über den Investitionen der früheren Deut- 
schen Bundesbahn (DB) und Deutschen Reichsbahn (DR). Der Differenz- 
betrag von 1,3 Mrd. DM entfällt auf 1994 erbrachte Bauleistungen, die 
jedoch bis zum Jahresende 1994 - u. a. weil Rechnungen der Auftragneh- 
mer noch nicht Vorlagen (Rechnungsüberhang) - nicht endgültig abge- 
rechnet wurden. 

Eine weitere Ursache des geringeren Mittelabflusses ist, daß unvorherseh- 
bare Verzögerungen im Ablauf einzelner Projekte eingetreten sind. So 
führten beispielsweise beim Verkehrsprojekt Deutsche Einheit Nr. 4 
(Hannover — Stendal — Berlin) erst Ende 1994 ausgeräumte Vorbehalte 
des Landes Brandenburg — insbesondere im Naturschutzbereich — zu Min- 
derausgäben von 140 Mio. DM. Darüber hinaus haben Planungsänderun- 
gen und günstige Ausschreibungsergebnisse zu Kosten- und damit zu 
Ausgabenminderungen geführt (z. B. bei Verkehrsprojekt Deutsche Ein- 
heit Nr. 5 [Helmstedt — Magdeburg — Berlin] in Höhe von 250 Mio. DM). 
Diese Ursachen haben sich auch bei einer größeren Zahl von kleineren 
Projekten ausgewirkt und den dargestellten Mittelabfluß beeinflußt. 
Diese Mittel konnten aufgrund fehlender Planungsvorläufe und Baureife 
auch bei anderen Projekten nicht eingesetzt werden. 

Seitens der DB AG werden alle Vorkehrungen getroffen, um den Mittelab- 
fluß im Jahr 1995 zu gewährleisten. 


43. Abgeordnete 

Elke 

Ferner 

(SPD) 


Wie viele Fälle, bei denen sich beim Betanken 
von Pkw ein Benzin- Luft- Gemisch durch elektro- 
statische Aufladung entzündete, sind der Bun- 
desregierung bekannt, und treffen Pressebe- 
richte zu, nach denen sich derartige Vorfälle in 
den letzten zwei Jahren gehäuft haben? 


26 



Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/677 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 24. Februar 1995 

In den letzten zwei Jahren sind Fälle auf getreten, in denen die Entzün- 
dung von Bezindämpfen beim Betanken von Kraftfahrzeugen durch elek- 
trostatische Aufladung vermutet wird; die Anzahl der bekanntgeworde- 
nen Fälle liegt bei ca. 20. 


44. Abgeordnete 

Elke 

Ferner 

(SPD) 


Welche Ursachen gibt es nach Erkenntnissen der 
Bundesregierung für diese Vorfälle, und welche 
Untersuchungen und Beobachtungsergebnisse 
liegen der Bundesregierung zu diesen Vorfällen 
vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 24. Februar 1995 

Zu einer elektrostatischen Aufladung kann es kommen, wenn ein Fahr- 
zeug nicht ausreichend geerdet ist. 

Während des Betankens ist die Erdung des Fahrzeugs möglich, erstens 
über Reifen und Fahrbahn und zweitens über Zapfventil, Zapfschlauch 
und Zapfsäule. 

Der erste Erdungsweg kann unterbrochen werden, wenn die Fahrbahn an 
Tankstellen mit einer nichtleitenden Oberfläche versehen wird; an 
einigen Tankstellen war aus Gründen des Gewässerschutzes eine nicht- 
leitende Kunststoffversiegelung aufgebracht worden. Die betreffende 
„Regel für brennbare Flüssigkeiten" wurde inzwischen durch das dafür 
zuständige Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung dahin 
gehend ergänzt, daß für Fahrbahnen an Tankstellen eine ausreichende 
Leitfähigkeit gefordert wird. 

Der zweite Erdungsweg kann unterbrochen sein, wenn bei Verwendung 
von Tanks und Einfüllstutzen aus Kunststoff kein leitfähiger Kontakt zur 
Fahrzeugkarosserie besteht. 

Ein Automobilhersteller hat jetzt für Fahrzeuge eines bestimmten Modells 
eine Rückrufaktion gestartet, um einen erkannten Fehler im Bereich des 
Tankeinfüllstutzens zu beheben. 


45. Abgeordnete 

Elke 

Ferner 

(SPD) 


Wie stehen das Kraftfahrtbundesamt und die 
zuständigen Zulassungsbehörden zu den Vorfäl- 
len, und welche Verordnungen und Vorschriften 
müßten geändert werden, um die Sicherheit von 
Tankvorgängen zu gewährleisten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 24. Februar 1995 

Die Vorschriften für die Fahrbahnen an Tankstellen wurden bereits 
ergänzt (siehe Antwort auf Frage 44). 

Ob und gegebenenfalls wie Vorschriften im Bereich der Kfz-Zulassung 
geändert werden müssen, kann erst gesagt werden, wenn die genauen 
Ursachen für die Entzündungen bekannt sind. 
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Die Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB) führt zur Zeit ein For- 
schungsvorhaben durch, das diese Frage klären soll. Ergebnisse werden 
voraussichtlich im Herbst dieses Jahres vorliegen. 


46. Abgeordnete 

Monika 

Ganseforth 

(SPD) 


Wie hat sich der Personalbestand bei den Flug- 
lotsen und den anderen Beschäftigten bei der 
Flugsicherung von vor der Privatisierung bis 
heute entwickelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 27. Februar 1995 

Der Personalbestand hat sich wie folgt entwickelt: 

a) Personalstand der Bundesanstalt für Flugsicherung (BFS) vor der Priva- 
tisierung (31. Dezember 1992) 

insgesamt: 4 894 

Fluglotsen: 1 997 

b) Personalstand der Deutschen Flugsicherung (DFS) nach der Privatisie- 
rung (31. Dezember 1994) 

insgesamt: 5 271 

Fluglotsen: 2 062 

Der Personalzuwachs beruht in erster Linie auf folgenden Ursachen: 

- Aufbau bisher nicht vorhandener Funktionsbereiche und damit ver- 
bundene externe Einstellungen (280 seit 1. Januar 1993), 

- Integration der überörtlichen militärischen Flugsicherung (Übernahme 
von 330 Soldaten in ein Angestelltenverhältnis mit der DFS). 


47. Abgeordneter 

Reinhold 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


Welche rechtlichen und tatsächlichen Möglich- 
keiten sieht die Bundesregierung, Autobahnab- 
zweige für Raststätten oder Zufahrten zu Raststät- 
ten auch für andere Verkehrsteilnehmer (zum 
Beispiel aus anliegenden Gewerbegebieten) zur 
Mitbenutzung freizugeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 28. Februar 1995 

Die Rastanlagen sind ausschließlich dazu bestimmt, den Verkehrsteilneh- 
mern der Bundesautobahnen zum Rasten zu dienen. Dieser gesetzlich ver- 
gebenen Zweckbestimmung würde eine Benutzung der Rastanlagen als 
Zu- und Abfahrt zuwiderlaufen. Darüber hinaus würde die Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs auf diesen Anlagen durch einen solchen Durch- 
gangsverkehr unzulässig beeinträchtigt. 


48. Abgeordneter 

Eike Maria Anna 
Hovermann 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, schon unmittelbar nach Beendigung des 
Planfeststellungsverfahrens 1998/99 Finanzmit- 
tel für den Bau der B 55n im Bereich der Stadt 
Warstein freizusetzen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 22. Februar 1995 


Grundsätzlich besteht die Möglichkeit des Austausches baureifer, nicht 
eingeplanter Vorhaben gegenüber solchen Projekten, bei denen sich die 
Planung verzögert. Es ist deshalb zunächst die Aufgabe der Auftragsver- 
waltung des Landes Nordrhein-Westfalen, durch eine zügige Planung und 
Verfahrensabwicklung die notwendigen Voraussetzungen zur Herstel- 
lung des Baurechtes zu schaffen. 


49. Abgeordneter 

Ulrich 

Irmer 

(F.D.P.) 


Ist es zutreffend, daß auf europäischer Ebene 
beabsichtigt wird, die Ausstattung von Kraftfahr- 
zeugen mit einem dritten Rücklicht verbindlich 
vorzuschreiben, wenn ja, wie sehen diese geplan- 
ten Änderungen aus? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 22. Februar 1995 

Durch Änderung der Regelung Nr. 48 der VN- Wirtschaftskommission für 
Europa (ECE-R. Nr. 48) wurde die Ausrüstung von Personenkraftwagen 
mit einer zusätzlichen hochgesetzten und mittig anzuordnenden Brems- 
leuchte vorgeschrieben. Diese Vorschrift kann innerhalb der Europä- 
ischen Union (EU) erst dann obligatorisch eingeführt werden, wenn die 
Richtlinie 76/756/EWG über den „Anbau der Beleuchtungs- und Licht- 
signaleinrichtungen für Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger" von 
der EG-Kommission geändert wird. Die Kommission hat eine Änderung 
bislang weder aufgenommen noch in Aussicht gestellt, so daß im Rahmen 
einer EG-Typgenehmigung für Personenkraftwagen in nächster Zeit eine 
„3. Bremsleuchte" obligatorisch nicht gefordert wird. 


50. Abgeordneter Wer hat diese Änderungen ggf. initiiert, und wie 

Ulrich ist der Stand des Verfahrens? 

Irmer 

(F.D.P.) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 22. Februar 1995 


Auf die Antwort zu Frage 49 wird hingewiesen. 

Die Änderung der ECE-R. Nr. 48 ist auf die positiven Erfahrungsberichte 
und Erkenntnisse aus den USA zurückzuführen, nach denen durch die 
Ausrüstung mit einer zusätzlichen, zentral hochgesetzten Bremsleuchte 
eine Reduzierung von Auf fahrunfällen erreicht werden konnte. 


51. Abgeordneter 

Ulrich 

Irmer 

(F.D.P.) 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß ein 
solches Vorhaben mit dem Subsidiaritätsprinzip 
vereinbar ist? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 22. Februar 1995 

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß im Interesse der Ver- 
kehrssicherheit ein einheitliches Signalbild bei den Beleuchtungs- und 
Lichtsignaleijirichtungen EU-weit wegen des grenzüberschreitenden 
Verkehrs unabdingbar ist. Insoweit ist das Subsidiaritätsprinzip nicht 
anzuwenden. 


52. Abgeordneter 

Ulrich 

Irmer 

(F.D.P.) 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß ein 
solches Projekt, selbst wenn es mit dem Subsidia- 
rität sprinzip vereinbar wäre, sinnvoll und not- 
wendig ist? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 22. Februar 1995 


Ausgehend von den in den USA gemachten positiven Erfahrungen, auf- 
grund der inzwischen geänderten ECE-R. Nr. 48 sowie der fakultativen 
Ausrüstung von Personenkraftwagen mit einer „3. Bremsleuchte" in 
Dänemark und Großbritannien wird sich die Bundesregierung für eine 
EU-weite obligatorische Ausrüstungspflicht einsetzen. 

Durch die 43. Ausnahmeverordnung über Ausnahmen von den Vorschrif- 
ten der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung vom 18. März 1993 (BGBl. I 
S. 361) wurde die fakultative Ausrüstung von Personenkraftwagen mit 
einer „3. Bremsleuchte" unter bestimmten Voraussetzungen bereits im 
nationalen Typgenehmigungsverfahren gestattet. 


53. Abgeordnete 

Christine 

Kurzhals 

(SPD) 


Begründet die Bundesregierung ihren Plan, 
gegen den Willen der betroffenen Bürger sowie 
der Gemeinde in der Ortslage Gaschwitz eine 
Hochbrücke zu bauen, sowie ihren Verzicht auf 
die vor den Landtags- und Bundestagswahlen 
versprochene Untertunnelung von Gaschwitz 
ausschließlich mit dem finanziellen Mehrauf- 
wand? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 28. Februar 1995 

Versprechen zu einer Unter tunnelung von Gaschwitz wurden weder 
durch die Sächsische Straßenbauverwaltung noch durch das Bundesmini- 
sterium für Verkehr abgegeben. 

Gemäß § 2 Abs. 1 des Verkehrswegeplanbeschleunigungsgesetzes wurde 
die Linienführung der A 38, Südumgehung Leipzig - Variante la - 1 mit 
Brücke in Gaschwitz - festgelegt. Dies erfolgte nach sorgfältiger Abwä- 
gung der Kriterien Verkehr, Ökologie, Raumordnung und Wirtschaftlich- 
keit. Unter Berücksichtigung eines sparsamen und wirtschaftlichen Ein- 
satzes von Haushaltsmitteln waren hierbei auch die Mehrkosten für eine 
Tunnellösung gegenüber einer Brückenlösung in Höhe von rund 70 Mio. 
DM ein gewichtiges Abwägungskriterium. 

Im übrigen haben bisherige Untersuchungen ergeben, daß eine Querung 
von Gaschwitz mit einem Brückenbauwerk umweltverträglich sowie in 
Verbindung mit aktiven Lärmschutzmaßnahmen ausgeführt werden 
kann. 
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54. Abgeordnete 

Christine 

Kurzhals 

(SPD) 


Wie veträgt sich die derzeitige Haltung der Bun- 
desregierung, den Menschen in dieser stark 
bergbaugeschädigten Region einen zusätzlichen 
schwerwiegenden Eingriff in ihr Wohn- und 
Lebensumfeld zuzumuten, mit ihrer generellen 
Ankündigung, die Lebensverhältnisse der Men- 
schen in Ostdeutschland zu verbessern und 
denen in Westdeutschland anzugleichen, wenn 
die Bundesregierung gleichzeitig im Saarland 
beim Bau der A 8 einer Untertunnelung zwischen 
Wellingen und Borg zustimmt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 28. Februar 1995 

Bei der Planung zum Ausbau und zur Erweiterung des Bundesfernstra- 
ßennetzes werden durch den Bund einheitliche Grundsätze und Kriterien 
zugrunde gelegt. 

Der Tunnel im Zuge der A 8 im Saarland zwischen Wellingen und Borg 
war aus topographischen und ökologischen Gründen außerhalb der 
Bebauung erforderlich und ist deshalb mit den Gegebenheiten im Zuge 
der A 38 nicht vergleichbar. 

Die A 38 stellt ein wichtiges Bindeglied für die gesamtwirtschaftliche 
Erschließung des durch den Bergbau stark in Mitleidenschaft gezogenen 
Südraumes Leipzig dar und trägt zur Verbesserung der Lebensverhält- 
nisse der Menschen in diesem Raum bei. Die notwendigen Eingriffe in 
Natur, Landschaft und Wohnumfeld werden durch Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen kompensiert. 


55. Abgeordnete Wie hat sich die Zahl der Arbeitsplätze und der 

Christa Ausbildungsplätze bei den deutschen Bahnen in 

Lörcher der Zeit vom 1. Januar 1990 bis 31. Dezember 

(SPD) 1994 entwickelt, und wie ist die Planung für das 

Jahr 1995? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 27. Februar 1995 

Die Deutsche Bahn AG (DB AG) entscheidet in alleiniger unternehmeri- 
scher Verantwortung über den für die Aufgabenerfüllung notwendigen 
Bedarf an Mitarbeitern und Auszubildenden. 


Sie hat zur Arbeitsplatz- und Ausbildungsplatzentwicklung in den Jahren 
1990 bis 1993 für die Deutsche Bahn (DB) und die Deutsche Reichsbahn 
(DR) und ab 1994 für die DB AG folgende Zahlen mitgeteilt: 


am 

31. Dezember 

1990 

1991 

1992 

1993 

1994 1 1995 

(Planung) 

Arbeitsplätze 

DB 

DR 

231 366 
224 039 

228 719 

196 310 

222 346 

185 966 

205 581 
137 271 

301 936 

265 450 

zusammen 

DB AG 

455 405 

425 029 

408 312 

342 852 


31 




Drucksache 13/677 


Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


am 

31. Dezember 

1990 

1991 

1992 

1993 

1994 1 1995 

(Planung) 

Ausbildungs- 

plätze 

DB 

DR 

2 645 

4 955 

3 025 
3 134 

3 582 

2 170 

4 016 
2 979 

5 015 

5 000 

zusammen 

DB AG 

7 600 

6 159 

5 752 

6 995 


56. Abgeordnete Welche Veränderungen haben sich für die 

Christa Gesamtlänge des Schienennetzes (FernVNah- 

Lörcher verkehr), den Bestand an Loks, Personen- und 

(SPD) ’ Güterwagen sowie die Zahl der Unfälle (mit und 

ohne Personenschäden) in der Zeit vom 1. Januar 
1990 bis 31. Dezember 1994 ergeben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 27. Februar 1995 


Die Deutsche Bahn Aktiengesellschaft (DB AG) hat folgendes Datenmate- 
rial übermittelt: 

1) Gesamlänge des Streckennetzes 

1. Januar 1990: 41 069 km 

31. Dezember 1994: 40 067 km 

Die Statistik der DB AG über die Entwicklung der Betriebslängen un- 
terscheidet nicht nach Fern- un^d Nahverkehr. 

2) Schienenfahrzeuge 



1. Januar 1990 

31. Dezember 19Ö4 

Lokomotiven 

11 738 

9 896 

Reisezugwagen 

20 522 

15 518 

Triebwagen 

2 830 

3 485 

Güterwagen 

375 099 

195 753 


Durch günstigere Fahrzeugumläufe, Verlängerung der täglichen Ein- 
satzzeiten sowie durch Leistungsverlagerung von lokbespannten 
Reisezügen auf neue Triebwagen konnten das Platzangebot und die 
Angebotsqualität im genannten Zeitraum verbessert werden. 

3) Bahnbetriebsunfälle 


B ahnb etrieb sunf älle 

Personenschäden 

insgesamt 

mit 

ohne 

1991 

6 985 

1 410 

5 595 

1992 

6 662 

1 699 

4 963 

1993 

6 114 

1 606 

4 508 

1994*) 

3 508 

849 

2 659 


*) Für 1994 liegen zur Zeit nur die Werte für die Monate Januar bis September 
vor. 
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Die Angaben beziehen sich auf Unfälle, die nach der internen „Bahn- 
betriebsunfallvorschrift (BUVO)" der DB AG erfaßt werden. 

Für das Geschäftsjahr 1990 liegen keine verwertbaren Angaben der 
früheren Deutschen Reichsbahn (DR) vor. Die DB AG hat daher wegen 
fehlender Vergleichbarkeit keine Zahlen für das Jahr 1990 ausgewie- 
sen. 


57. Abgeordneter 

Hans 

Michelbach 

(CDU/CSU) 


Wie ist der Stand der von der Deutschen Bahn AG 
vorgesehenen Einführung von InterRegio-Linien 
auf der Strecke Frankfurt — Aschaffenburg — 
Gemünden — Lohr — Würzburg? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 22. Februar 1995 

Nach der von der Deutschen Bahn AG (DB AG) veröffentlichten, unver- 
bindlichen Vorschau auf den Fernverkehrsfahrplan 1995/96 verkehren ab 
28. Mai auf dem Abschnitt Frankfurt (Main) — Würzburg folgende Inter- 
Regio-Züge: 

IR 2781/2780 Aschaffenburg — Würzburg — München und zurück, 

IR 2683/2682 „Alpenland" Hamburg — Fulda — Gemünden — Würzburg — 
Oberstdorf und zurück, 

IR 2629 Frankfurt (Main) — Würzburg — Nürnberg. 


58. Abgeordneter Welche Zughalte sind auf den InterRegio-Strek- 

Hans ken im Landkreis Main-Spessart vorgesehen? 

Michelbach 
(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 22. Februar 1995 

ln der genannten Vorschau sind für die Zugpaare IR 2781/2780 und 
2683/2682 Halte im Bahnhof Gemünden (Main) angegeben. 


59. Abgeordneter Welche weiteren Planungen der Deutschen Bahn 

Hans AG gibt es in bezug auf eine bessere Verkehrs- 

Michelbach anbindung des Landkreises Main-Spessart? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 22. Februar 1995 

Ein wesentlicher Bestandteil der Bahnreform ist die strikte Trennung von 
staatlicher und unternehmerischer Verantwortung. Die DB AG gestaltet 
daher ihr Angebot in eigener unternehmerischer Verantwortung ohne 
Mitwirkung des Bundesministeriums für Verkehr. Die frühere Mittei- 
lungspflicht nach § 17 des Bundesbahngesetzes ist durch das Gesetz zur 
Neuordnung des Eisenbahnwesens vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I 
S. 2378) entfallen. Die Verlautbarung der Unternehmensplanung der DB 
AG ist ausschließlich Aufgabe des Vorstandes bzw. seiner Unternehmens- 
bereiche. Informationen im Sinne der Fragestellung liegen dem Bundes- 
ministerium für Verkehr nicht vor. 
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60. Abgeordneter 

Hans 

Michelbach 

(CDU/CSU) 


Welche InterRegio-Verbindungen existieren in 
den übrigen Regionen des Landes Bayern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 22. Februar 1995 

Nach dem gültigen Kursbuch der DB AG (S. B 133) wird der Freistaat 
Bayern von folgenden InterRegio- Linien berührt: 

IR 21 Würzburg — Treuchtlingen — München, 

IR 24 Berlin — Nürnberg bzw. Schweinfurt — Würzburg, 

IR 25 Leipzig — Hof — München — Oberstdorf, 

IR 26 Saarbrücken — Ulm — Lindau, 

IR 27 Karlsruhe — Dresden, 

IR 28 Karlsruhe — Salzburg. 

Einzelne Züge dieser Linien mit abweichendem Verlauf bedienen außer- 
dem die Abschnitte Coburg — Bamberg, Nürnberg — Treuchtlingen, 
Treuchtlingen — Augsburg und Augsburg — Buchloe. 


61. Abgeordneter 

Günter 

Oesinghaus 

. (SPD) 


Wann und wo wurde zwecks Übernahme der 
Hochgeschwindigkeitsverkehre aus Belgien ab 
1997 mit den ersten Arbeiten im Abschnitt zwi- 
schen Köln und Aachen begonnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 28. Februar 1995 

Im Jahre 1993 wurde der Bahnhof Langerwehe umgebaut. Für die Auf- 
nahme der Hochgeschwindigkeitsverbindung als durchgängiges Ange- 
bot der Bahnen mit entsprechendem Zugmaterial zwischen Paris, Brüssel, 
Köln und Amsterdam (PBK/A) wurden Mehrsystemzüge (TGV) bestellt. 
Die Deutsche Bahn AG (DB AG) trägt anteilig die Kosten. Auslieferungs- 
beginn für die Züge ist nach Auskunft der DB AG aufgrund von Liefer- 
schwierigkeiten nicht 1997, sondern voraussichtlich Januar 1998. 


62, Abgeordneter Wie sieht der Gesamtzeit- und Maßnahmenplan 

Günter für die Ausbaustrecke aus? 

Oesinghaus 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 28. Februar 1995 

Der Ausbau soll in zwei Stufen erfolgen: Als erste Stufe ist wegen des bau- 
lichen Zusammenhangs mit der geplanten S-Bahn der Abschnitt zwischen 
Düren und Köln vorgesehen. Der Baubeginn wird voraussichtlich im Früh- 
jahr 1995 erfolgen. Ein Antrag der DB AG auf Abschluß der Finanzie- 
rungsvereinbarung gemäß des Bundesschienenwegeausbaugesetzes soll 
in Kürze vor gelegt werden. 
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Ziel der DB AG ist es, im Jahr der Auslieferung der bestellten Mehrsystem- 
züge das Ausbauvorhaben fertigzustellen und die Ausbaugeschwindig- 
keit von 250 km/h zu realisieren. 

ln einer zweiten Stufe soll der Abschnitt zwischen Aachen und Düren 
zügig für die Leistungssteigerung ausgebaut werden. Allerdings handelt 
es sich hierbei vorwiegend um kleinere Linienverbesserungen und 
Anpassungen der Bahnhöfe. Lediglich der Ausbau des Weisweiler Bogens 
für eine Geschwindigkeit von 200 km/h ist als größere Maßnahme zu nen- 
nen. Geplant ist die Fertigstellung nach dem Jahr 2000. 


Welche speziellen familienbezogenen Fahr- 
preisermäßigungen können Familien, abhängig 
von ihrer Personenzahl, bei Fahrten und Reisen 
mit der Deutschen Bundesbahn in Anspruch neh- 
men, und welche allgemeinen Fahrpreisermäßi- 
gungen kommen Familien außerdem zugute? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 22. Februar 1995 

Mit dem Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 20. Dezember 1993 
und dem Gesetz zur Neuordnung des Eisenbahnwesens vom 27. Dezem- 
ber 1993 ist an die Stelle der Sondervermögen Deutsche Bundesbahn und 
Deutsche Reichsbahn die privatrechtlich organisierte „Deutsche Bahn 
Aktiengesellschaft (DB AG)" getreten. 

Seit dieser Zeit entscheidet die DB AG in Fragen der Tarif- und Sonderan- 
gebotsgestaltung für den Schienenpersonenfernverkehr in eigener unter- 
nehmerischer Zuständigkeit und Verantwortung. * 

Wesentliche Fahrpreisermäßigungen wie z. B. 

- die BahnCard-Varianten, 

- der „Würmeling-Paß", 

- der Sparpreis und Super-Sparpreis, 

- das Großkunden- Abonnement, 

- die Jahres-, Monats- und Wochenkarte sowie 

- die Kinderermäßigungen 

sind in den Kursbüchern unter der Rubrik „Hinweise für die Reisenden" 
mit Erläuterungen veröffentlicht. 

Die detaillierten Informationen und die Ausführungsbestimmungen dazu 
sind im Eisenbahn-Personen-, Gepäck- und Expreßguttarif, Teil II - Deut- 
sche Bahn AG - auf insgesamt 66 Druckseiten aufgelistet und gegen eine 
Schutzgebühr von z. Z. 10 DM unmittelbar bei der 

Tarifverkaufsstelle der 
Deutschen Bahn AG 
Geschäftsstelle Ladungsverkehr 
Joachimstraße 8 

30159 Hannover 

erhältlich. Die Drucksache beinhaltet alle Tarif ermäßigungen für Fami- 
lien, Senioren, Schüler, Jugendliche und Studenten . 

Das Unternehmen DB AG beteiligt sich darüber hinaus auch an der 
Gestaltung von Sonderangeboten der Verkehrsverbünde und Tarif- 
gemeinschaften. 


63. Abgeordnete 

Ortrun 

Schätzle 

(CDU/CSU) 
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64. Abgeordnete 

Ortrun 

Schätzle 

(CDU/CSU) 


Welche Fahrpreisermäßigungen stehen Jugend- 
lichen, Auszubildenden und Studenten bei der 
Deutschen Bundesbahn offen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 22. Februar 1995 

Auf die Antwort zu Frage 63 wird verwiesen. 


65. Abgeordneter 

Karl-Heinz 

Scherhag 

(CDU/CSU) 


Ist von der Bundesregierung geprüft worden, ob 
ein vorzeitiges Ablassen des Moselstaustufen 
unterhalb von Trier vor Anstieg des Hochwasser- 
pegels in und oberhalb von Trier auf neun Meter 
eine Verminderung des Hochwassers in den 
Bereichen Zeltingen, Cochem, Koblenz und 
rhein abwärts ermöglichen könnte und das Hoch- 
wasser damit nicht so katastrophale Auswirkun- 
gen hätte, weil die Staubecken Millionen von 
Kubikmetern Wasser aufgenommen hätten und 
der Abfluß durch die vorzeitige Öffnung bereits in 
vollem Umfang erfolgt wäre? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 27. Februar 1995 

Die Moselhochwasser Ende 1993 und Anfang 1995 brachten Abflüsse von 
4 200 mVs bzw. 3 600 mVs an der unteren Mosel. 

Schon bei Abflußmengen über 400 m^/s (die mittlere Abflußmenge liegt 
bei 314 m^/s) werden die Wehre an der Mosel um 20 cm abgesenkt. 
Anschließend werden die Wehre bis zu einem Abfluß von ca. 1400 m^/s 
um weitere 80 cm gesenkt. Bei Abflüssen zwischen 1 600 m^ und 2000 m^ 
werden alle Wehre an der Mosel gelegt und es sind freifließende Verhält- 
nisse gewährleistet. 

Weder eine menschliche Einflußnahme auf die Wehrsteuerung noch ein 
vorheriges vollkommenes Entleeren aller Moselstaustufen - welches eine 
sichere längerfistige Prognose von Wetterdaten voraussetzt - hätten die 
jüngsten Hochwasserfluten entschärfen können. 


66. Abgeordneter 

Wolfgang 

Schmitt 

(Langenfeld) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Verfolgt die Bundesregierung immer noch den 
Einzug des Autobahnanschlusses A 3, B 229 
(Soüngen/Langenfeld), und wie wird die Planung 
für einen evtl. Einzug begründet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 28. Februar 1995 

Ja. Mit der Realisierung der B 229 n und dem Anschluß an das Autobahn- 
kreuz Langenfeld wird eine Entlastung der alten B 229 erreicht. Die Ein- 
ziehung ist aufgrund des zu engen Abstandes zum Autobahnkreuz 
Langenfeld erforderlich. 
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67. Abgeordneter 

Wolfgang 

Schmitt 

(Langenfeld) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann wurde die verkehrliche Situation zum 
ersten Mal begutachtet, und haben sich im Rah- 
men der Begutachtung alternative Lösungs- 
vorschläge ergeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 28. Februar 1995 


Die verkehrliche Situation war bereits Grundlage für die Konzeption der 
A 542 mit dem Autobahnkreuz Langenfeld. Alternative Planungen mit 
einer nach Norden verschobenen Anschlußstelle Solingen haben sich als 
nicht durchsetzbar erwiesen, so daß auch von den Städten Solingen und 
Langenfeld die Realisierung der B 229 n mit Anschluß an das Autobahn- 
kreuz Langenfeld gefordert wird. 


68. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung das Verfahren zur 
Linienbestimmung der Ortsumgehung Salzwedel 
für die B 71 so abschließen (die Unterlagen sind 
vor über einem Jahr eingereicht worden), daß die 
Ergebnisse noch in die Verhandlungen und 
Abstimmungen mit der Deutschen Bahn AG 
um Bahnübergangsersatzmaßnahmen einfließen 
können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 28. Februar 1995 


Die Bundesregierung wird im Hinblick auf Interdependenzen über die 
Linie der Ortsumgehung (OU) Salzwedel erst nach Abschluß der „Ver- 
kehrsuntersuchung Nordost" (Drucksache 12/5289 vom 28. Juni 1993) 
entscheiden. Ergebnisse dieser Untersuchung werden frühestens Mitte 
1995 vorliegen. 

Ob und in welchem Umfang die Planungen für die Beseitigung der beiden 
Bahnübergänge in die der künftigen Ortsumgehung integriert werden 
können, läßt sich beim derzeitigen Stand der Untersuchungen für das Bun- 
desfernstraßennetz im Raum Salzwedel nicht sagen. 


69. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Ist in diesem Zusammenhang eine Einbeziehung 
der Betrachtungen zur B 248 gewünscht, um 
Mehrkosten zu vermeiden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 28. Februar 1995 


Die Beantwortung der Frage ergibt sich aus der Antwort zu Frage 68. 
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70. Abgeordnete 
Dagmar 
Wöhrl 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung die Budgetplanung 
und die Tarifübersicht der Deutschen Flugsiche- 
rung (DFS) bekannt, und in welchen Bereichen 
wurden die tatsächlichen Kosten seit der Priva- 
tisierung erhöht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 27. Februar 1995 


Nach der der Bundesregierung bekannten Budgetplanung und der Tarif- 
übersicht der Deutschen Flugsicherung (DFS) haben sich die tatsäch- 
hchen Kosten mit der Privatisierung vor allem in folgenden Bereichen 
erhöht: 

a) Personalkosten aufgrund folgender Ursachen 

- Auswirkungen des Vergütungstarifvertrages sowie Ausgleich der 
(bisher fehlenden) Sozialabgaben für zur DFS übergetretene Beamte 

- Aufwendungen der DFS für die Altersversorgung von ehemals oder 
noch zur Dienstüberlassung an die DFS abgestellten Mitarbeiter des 
Luftfahrt-Bundesamtes 

- Personeller Aufbau von bisher nicht oder nicht in dieser Form vor- 
handenen Organisationseinheiten (Finanz- und Personalwesen, 
Controlling etc.) 

- Integration der überörtlichen militärischen Flugsicherung (Über- 
nahme von 330 Soldaten in die DFS) 

b) Sachkosten 

- Infrastruktur auf Flugplätzen (Raumkosten, Kosten für Kabelnut- 
zung) 

- Verzinsung des Gesellschafterdarlehens 

- Einführung und Betrieb neuer Flugsicherungssysteme und einer 
kaufmännischen Informationsverarbeitung. 

Die Kosten der DFS werden vom Nutzer - bis auf die gemäß des Luftver- 
kehrsgesetzes (LuftVG) befreiten Rüge - über die Flugsicherungsgebüh- 
ren getragen. 


71. Abgeordnete 

Dagmar 

Wöhrl 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung weiterhin bekannt, wie 
sich die Sicherheitsgebühren zwischen den Ver- 
waltungskosten und den Kontrolleuren aufteilen, 
und wie das Tarif System bei den Kontrolleuren 
gestaffelt ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johannes Nitsch 
vom 27, Februar 1995 


Die Luftsicherheitsgebühren werden für die Wahrnehmung der Aufgaben 
nach § 29 c LuftVG erhoben. Diese Aufgaben werden gemäß § 31 Abs. 2 
Nr. 19 Satz 1 LuftVG von den Ländern im Rahmen der Bundesauftragsver- 
waltung durchgeführt. Auf Antrag eines Landes kann der Bund die Auf- 
gaben in bundeseigener Verwaltung übernehmen. In diesem Fall werden 
die Aufgaben von der vom Bundesministerium des Innern bestimmten 
Bundesgrenzschutzbehörde wahrgenommen (§31 Abs. 2 Nr. 19 Satz 2 
und 3 LuftVG). 
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Nach Auskunft des Bundesministeriums des Innern werden bei der 
Berechnung der Höhe der Luftsicherheitsgebühr folgende Gebührentat- 
bestände berücksichtigt: 

- Personalkosten (ohne BGS-Beamte) 

- Dienstkleidung 

- Handsonden 

- Gepäckprüfanlagen 

- Waagen 

- EGIS-Gerät (Detektionsgerät für Sprengstoff) 

- Fernlenkmanipulator (soweit vorhanden) 

- Videoüberwachung 

- Fernsprechanlage 

- Mietkosten 

- Mietnebenkosten 

- Sonstige Kosten (Ausbildung etc.) 

Bei den oben genannten Geräten sind Beschaffungskosten, Abschrei- 
bungsmöglichkeiten, kalkulierte Zinsen, Reparatur- und Wartungskosten 
sowie Betriebskosten zu berücksichtigen. 

Die Kontrollkräfte sind nach BAT VIII/VII eingruppiert. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


72. Abgeordnete 

Ulrike 

Mehl 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Entwick- 
lung des Handels mit geschützten Tier- und 
Pflanzenarten innerhalb der Europäischen Union 
und innerhalb Deutschlands seit Bestehen des 
Europäischen Binnenmarktes, insbesondere hin- 
sichtlich der Arten, die aus Drittländern zuneh- 
mend oder ausschließlich über andere EU-Mit- 
gliedstaaten in die Bundesrepublik Deutschland 
gelangen, und wie könnten derartige Umwegein- 
fuhren zukünftig kontrolliert werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinkert 
vom 24. Februar 1995 

Nach dem Wegfall der innergemeinschaftlichen Grenzkontrollen im 
Warenverkehr am 1. Januar 1993 läßt sich der Umfang des innergemein- 
schaftliehen Handels mit geschützten Tier- und Pflanzenarten nicht mehr 
exakt ermitteln. Die Entwicklung dieses Handels kann nur noch anhand 
der vom Bundesamt für Naturschutz erteilten Ein- und Ausfuhrgenehmi- 
gungen beurteilt werden. Einen groben Überblick vermittelt die nachfol- 
gende Tabelle: 
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Erteilte Genehmigungen für nach der BArtSchV genehmigungspflichtige 
Arten: 


I. Lebende Exemplare 



1992 

1993 

1994*) 

Jahr 

inner- 

gemein- 

schaft- 

hch 

ins- 

gesamt 

inner- 

gemein- 

schaft- 

lich 

ins- 

gesamt 

inner- 

gemein- 

schaft- 

lich 

ins- 

gesamt 

Einfuhrge- 

nehmigungen 

567 

1 840 

232 

1 194 

110 

742 

Ausfuhrge- 
nehmigungen 
(incl. Wieder- 
ausfuhr 

512 

966 

307 

652 

137 

342 

gesamt: 

1 079 

2 806 

539 

1 846 

247 

1 084 


II. Teile und Erzeugnisse 



1992 

1993 

1994*) 

Jahr 

inner- 

gemein- 

schaft- 

lich 

ins- 

gesamt 

inner- 

gemein- 

schaft- 

lich 

ins- 

gesamt 

inner- 

gemein- 

schaft- 

lich 

ins- 

gesamt 

Einfuhrge- 

nehmigungen 

1 079 

2 350 

938 

2 025 

470 

1 327 

Ausfuhrge- 
nehmigungen 
(incl. Wiedier- 
ausfuhr 

334 

2 291 

76 

849 

42 

640 

gesamt: 

1 413 

4 641 

1 014 

2 874 

512 

1 967 


*) Bei der Beurteilung der Zahlen ist zu berücksichtigen, daß ab 1. Juli 1994 durch 
die Zweite Verordnung zur Änderung der Bundesartenschutzverordnung eine 
Reihe von Arten nicht mehr genehmigungspflichtig ist. Ferner läßt die Anzahl 
der erteilten Genehmigungen keinen Rückschluß auf die genehmigte Anzahl 
von Exemplaren zu. 

Zahlen zum Handel innerhalb der Bundesrepublik Deutschland liegen der 
Bundesregierung nicht vor, so daß eine Aussage über die Entwicklung 
dieses Handels nicht möglich ist. 

Nach dem Wegfall der innergemeinschaftlichen Grenzkontrollen konnten 
Umwegeinfuhren hauptsächüch für Arten beobachtet werden, die nach 
der Bundesartenschutzverordnung einem strengeren nationalen Schutz 
unterliegen und nicht für Handelszwecke importiert werden dürfen. Das 
betrifft beispielsweise wildlebende Exemplare von Waldvögeln euro- 
päischer Arten, Meerwasserzierfische, Rotwangenschmuckschildkröten 
oder verschiedene Zierpflanzen. 

Aber auch im Bereich der WA-geschützten Arten waren vermehrt Einfuh- 
ren von Arten aus anderen Mitgliedstaaten zu verzeichnen, für die das 
Bundesamt für Naturschutz Einfuhren aus Drittstaaten grundsätzlich nicht 
genehmigt. 


40 





Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/677 


Im Rahmen der anstehenden Novellierung des Artenschutzrechtes wird 
geprüft, welche rechtlichen Kontrollmöglichkeiten die Mitgliedstaaten für 
Tiere und Pflanzen haben, die aus oder über andere Mitgliedstaaten in die 
Bundesrepublik Deutschland gelangen. 


73. Abgeordnete 

Ulrike 

Mehl 

(SPD) 


Welche Initiativen hat die Bundesrepublik 
Deutschland bisher ergriffen, um innerhalb der 
Europäischen Union einen einheitlich hohen 
Standard im Artenschutz Vollzug durchzusetzen, 
und welche Position hat die Bundesrepublik 
Deutschland in ihrer damaligen Funktion der EU- 
Präsidentschaft auf der Washingtoner Arten- 
schutz-Vertragsstaatenkonferenz in Fort Lauder- 
dale bezüglich der Resolution zur Durchführung 
des Washingtoner Artenschutzübereinkommens 
innerhalb der EU vertreten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinker! 
vom 24. Februar 1995 


In dem seit 1984 bestehenden Verwaltungsausschuß für die Durchführung 
des Washingtoner Artenschutzübereinkommens (WA) in der Gemein- 
schaft setzen sich die deutschen Vertreter der nationalen Vollzugs- und 
Wissenschaftlichen Behörden für eine EG-einheitliche, strenge Hand- 
habung der Ein- und Ausfuhrgenehmigungskriterien für geschützte Tiere 
und Pflanzen ein. Diesen deutschen Bemühungen ist es zu verdanken, daß 
die am Vorsorgeprinzip orientierte Einfuhrpolitik der EU bei Anhang-C- 
Arten heute weltweit als vorbildlich für die Durchführung des WA ange- 
sehen wird. 

Die deutsche Delegation hat in ihrer Funktion als EU-Präsidentschaft bei 
der letzten WA-Konferenz deutlich gemacht, daß die vom WA-Sekretariat 
zur Durchführung des WA in der Gemeinschaft gemachten Empfehlungen 
im Rahmen der laufenden Novellierung der EG-Artenschutzverordnung 
sorgfältig geprüft werden. Weiterhin hat sich die deutsche Delegation im 
Namen der EU mit Erfolg dagegen zur Wehr gesetzt, daß eine vom Sekre- 
tariat vorgeschlagene Resolution, die in diskriminierender Weise lediglich 
Vollzugsprobleme in der EU und nicht in anderen Regionen der Welt an- 
sprach, nicht verabschiedet wurde. 


Welche Vorbereitungen für die kommenden 
Washingtoner Artenschutz- Vertragsstaatenkon- 
ferenz hat die Bundesregierung bereits aufge- 
nommen, und welche Initiative wird sie bis dahin 
ergreifen, um beispielsweise die von Deutschland 
eingebrachten Anträge zur Aufnahme von Tro- 
penhölzern durchsetzen zu können, welche in 
Fort Lauderdale wegen des Widerstandes der 
Herkunftsländer zurückgezogen wurden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinkert 
vom 24. Februar 1995 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
beabsichtigt, im Jahre 1996 einige Forschungsprojekte zu fördern, die 
Grundlage für Änderungsanträge für die 10. Vertragsstaatenkonferenz 
zum WA sein sollen. 


74. Abgeordnete 

Ulrike 

Mehl 

(SPD) 
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Darüber hinaus wird das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit in den nächsten Wochen den beteiligten Bundes- und 
Landesbehörden sowie Verbänden die in Fort Lauderdale beschlossenen 
neuen Aufnahmekriterien für die Anhänge I und II WA in deutscher Über- 
setzung zur Kenntnis geben und sie zu Vorschlägen für Anhangsänderun- 
gen auffordem. 

Ob von seiten der Bundesrepublik Deutschland für die nächste WA-Kon- 
ferenz erneut Tropenholzanträge eingebracht werden, läßt sich derzeit 
noch nicht sagen. 


75. Abgeordnete Welche Mindestanforderungen stellt die Bundes- 

Ulrike regierung an die neue EU- Artenschutz verord- 

Mehl nung, und wann ist mit der Verabschiedung zu 

(SPD) rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinkert 
vom 24. Februar 1995 


Die Bundesregierung wird sich bei den weiteren Beratungen des Vor- 
schlags insbesondere dafür einsetzen, daß der bislang in der EU beste- 
hende Artenschutz Standard (einschließlich Vogelschutz- und FFH-Richt- 
linie) nicht ab ge schwächt wird. Im übrigen wird auf die grundsätzlichen 
Ausführungen zum Kommissionvorschlag für eine neue EG -Artenschutz - 
Verordnung in der Antwort vom 4. März 1992 auf Ihre schriftliche Frage 
(Drucksache 12/2198, Nr. 109) verwiesen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


76. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Dietmar 
Kansy 

(CDU/CSU) 


Wie gedenkt die Bundesregierung die in Arti- 
kel 8 Abs. 1 des Generalvertrages zur Durchfüh- 
rung der Weltausstellung in Hannover eingegan- 
gene Verpflichtung auszufüllen, hinsichtlich der 
EXPO- Siedlung fachliche Unterstützung zu lei- 
sten sowie im Rahmen vorhandener Fördermittel 
einzelne unterstützungsfähige Projektbestand- 
teile zu unterstützen? 


Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 24. Februar 1995 


Das Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau hat 
mit den zuständigen Stellen Vorgespräche über den Bedarf an fachlicher 
und sonstiger Unterstützung hinsichtlich der EXPO-Siedlung geführt. 
Entscheidungen über konkrete Unterstützungsmaßnahmen werden 
getroffen, wenn der Bedarf in Abstimmung mit den Projektträgern hin- 
reichend geklärt ist. 
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77. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Dietmar 
Kansy 

(CDU/CSU) 


Wie gedenkt die Bundesregierung dabei tätig zu 
werden, um „auch innovative Förderungsinstru- 
mente zur Schaffung von Wohneigentum" zu 
ermöglichen? 


Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 24. Februar 1995 


In der EXPO-Siedlung soll auch Wohneigentum für Familien mit Kindern 
geschaffen werden. Dabei sind die Instrumente der Wohneigentumsförde- 
rung zu nutzen, die noch gezielter auf Familien mit Kindern ausgerichtet 
werden sollen. Aus Sicht der Bundesregierung erscheint ein solches Vor- 
haben im Rahmen der Weltausstellung besonders geeignet, um zu demon- 
strieren, wie das Ziel der Wohneigentumsbildung von Familien mit Kin- 
dern mit ökologischen Zielsetzungen und kosten- und flächensparenden 
Bauweisen verknüpft werden kann. 


78. Abgeordnete 
Halo 
Saibold 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Trifft es zu, daß nach dem „Bundeskleingarten- 
gesetz" der Betrieb von Solaranlagen zur Strom- 
versorgung von Gartenlauben verboten ist, und 
falls ja, ist die Bundesregierung bereit, dieses 
Verbot aus dem Bundeskleingartengesetz zu 
streichen? 


Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 28. Februar 1995 


Die Versorgung der Gartenlauben mit Strom - auch mit Solarstrom - ist 
nicht zulässig. Die Bundesregierung beabsichtigt auch nicht, das Bundes- 
kleingartengesetz (BKleingG) insoweit zu ändern. 

Das BKleingG enthält zwar keine ausdrückliche Regelung über die Zuläs- 
sigkeit von Solaranlagen in Gartenlauben. Es geht aber davon aus, daß nur 
solche Versorgungsanlagen zulässig sind, die die kleingärtnerische Nut- 
zung, d. h. die Gewinnung von Gartenbauerzeugnissen und die Erholung 
ermöglichen. Solaranlagen gehören nicht hierzu. Sie sind weder Voraus- 
setzung der kleingärtnerischen Nutzung noch dienen sie ihr. 

Der Deutsche Bundestag hat in der letzten Legislaturperiode im Zusam- 
menhang mit der Novellierung des BKleingG auch die Frage der Ver- und 
Entsorgungsanlagen in Gartenlauben beraten. Er hat die Forderung nach 
Zulassung der Versorgung der Gartenlauben mit Elektrizität abgelehnt 
(Drucksache 12/6782, S. 8), Kleingartenlauben seien keine Wochenend- 
oder Ferienhäuser. Sie dienten ausschließlich der klein gärtnerischen Nut- 
zung. Ihre Ausstattung und Einrichtung dürfe daher die Wohnnutzung 
nicht fördern. Der Einbau von Versorgungsanlagen begünstige aber die 
Wohnnutzung und fördere die bauplanungsrechtlich unerwünschte Ent- 
wicklung von Kleingartenanlagen, die bauplanungsrechtlich Grünflä- 
chen sind, zu Wochenendhausgebieten. Das sei auch mit dem gesetz- 
lichen Gebot der „einfachen Ausführung" der Gartenlaube (§ 3 Abs. 2 
BKleingG) nicht in Einklang zu bringen. Darüber hinaus bestehe auch die 
Gefahr, daß dann die kleingartenrechtliche Pachtpreisbindung verfas- 
sungsrechtlich nicht mehr zu halten sei. 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung. Der Pachtzins für Kleingärten 
knüpft an die Pachtpreise im erwerbsmäßigen Obst- und Gemüseanbau 
an. Die Pachtpreisbindung läßt sich angesichts der verfassungsrechtlichen 
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Eigentumsgarantie nur rechtfertigen, solange gewährleistet ist, daß die 
Laube im Hinblick auf ihre Ausstattung und Einrichtung ausschließlich 
der kleingärtnerischen Nutzung zu dienen bestimmt ist und die Wohnnut- 
zung nicht fördert. 

Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang noch darauf, daß die Zulässig- 
keit des Einsatzes von Solaranlagen in Kleingärten auch in den Ausschüs- 
sen der Arbeitsgemeinschaft der Bauminister der Länder (ARGEBAU) 
bereits vor einigen Jahren beraten worden ist. Die Arbeitsgemeinschaft 
kam zu dem Ergebnis, daß Solaranlagen in Kleingärten aus kleingarten- 
rechthchen und baurechthchen Gründen unzulässig sind. 

Anders zu beurteilen sind im Hinblick auf die Ver- und Entsorgungsein- 
richtungen - also auch Solaranlagen - Vereinsheime in Kleingarten- 
anlagen. Die Stromversorgung dieser in Kleingartenanlagen zulässigen 
baulichen Anlagen stellt ihre funktionsgerechte Nutzung sicher. 


79. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Warnick 

(PDS) 


Inwieweit teüt die Bundesregierung die u. a. auch 
vom Verfassungsrechtler Prof. Dr. Leisner wäh- 
rend einer Anhörung des Ausschusses für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau des Deut- 
schen Bundestages am 18. Mai 1994 vertretene 
Auffassung, daß genossenschaftliches Gemein- 
schaftseigentum Eigentum nach Artikel 14 des 
Grundgesetzes ist und deshalb verfassungsrecht- 
hch mit dem Einzeleigentum gleichgestellt ist? 


Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 28. Februar 1995 


Die Bundesregierung hat zu keiner Zeit die Anwendbarkeit des Arti- 
kels 14 GG auf das Eigentum von Genossenschaften in Frage gestellt. 
Denn bei den eingetragenen Genossenschaften i. S. des Genossenschafts- 
gesetzes handelt es sich um juristische Personen, für die ebenso wie für 
natürliche Personen gemäß Artikel 19 Abs. 3 GG die Grundrechte - und 
damit auch Artikel 14 GG - gelten. Die Bundesregierung versteht die Aus- 
führungen von Prof. Dr. Leisner dahin gehend, daß dieser es als verfas- 
sungspolitisch begrüßenswert erachtet, Regelungen zu treffen, die eine 
steuerliche Förderung des durch die Mitgliedschaft in einer Wohnungs- 
baugenossenschaft vermittelten Eigentums beinhalten. Dies bedeutet 
jedoch nicht, daß aus der Mitgliedschaft in einer Wohnungsbaugenossen- 
schaft eine unter dem Schutz des Artikels 14 GG stehende Eigentümerpo- 
sition des Mitgheds hinsichthch der von ihm genutzten Wohnung herzu- 
leiten ist. Denn das einzelne Mitglied einer Genossenschaft ist weder 
Eigentümer noch Miteigentümer einer Genossenschaftswohnung. Allei- 
niger Eigentümer ist die Genossenschaft. 


80. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Warnick 

(PDS) 


Warum weist die Bundesregierung in von ihr her- 
ausgegebenen Publikationen und Statistiken 
(z. B. „Haus und Wohnung - Im Spiegel der Stati- 
stik 1994", BMBau) Wohneigentumsquoten ohne 
Hinzurechnung des genossenschaftlichen Eigen- 
tums aus? 
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81. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Warnick 

(PDS) 


Wie hoch ist die Wohneigentumsquote (unter 
Berücksichtigung des genossenschaftlichen 
Eigentums) aktuell in der Bundesrepublik 
Deutschland insgesamt und in den einzelnen 
Bundesländern? 


Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 28. Februar 1995 


Die von der Bundesregierung publizierte Wohneigentumsquote gibt den 
Anteil der selbstbewohnten Wohnungen von Gebäude- oder Wohnungs- 
eigentümern an den bewohnten Wohnungen insgesamt wieder. Da Eigen- 
tümer von Genossenschaftswohnungen die Genossenschaft ist, sind diese 
Wohnungen auch nicht in die Wohneigentumsquote einzubeziehen. 

Die Wohneigentumsquote in den alten Bundesländern liegt nach Fort- 
schreibung des Ergebnisses der Gebäude- und Wohnungszählung 1987 
im Jahre 1994 bei etwa 40%. Eine prozentuale Angabe für das Jahr 1994 
bezüglich der Wohnungen, die im Eigentum von Genossenschaften 
stehen, ist derzeit nicht möglich. Ebenso ist eine zuverlässige Angabe über 
die Wohneigentumsquote in den neuen Ländern gegenwärtig noch nicht 
möglich (s. dazu auch Antwort auf Frage 82). 


82. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Warnick 

(PDS) 


Wie hat sich in den ostdeutschen Bundesländern 
(einschließlich Berlin) die Wohneigentumsquote 
unter Berücksichtigung des genossenschaft- 
lichen Eigentums von 1990 bis 1994 entwickelt? 


Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 28. Februar 1995 

Der Bundesregierung liegen z. Z. keine aktuellen Daten über den Woh- 
nungsbestand in den ostdeutschen Bundesländern vor. Nach dem Statisti- 
schen J ahrbuch der DDR von 1990 befanden sich am 3 1 . Dezember 1 989 in 
der ehemaligen DDR von insgesamt 7 002 539 Wohneinheiten 17,6% im 
Eigentum von Genossenschaften, 41,3% in Volkseigentum und 41,2% in 
Privat- und „sonstigem" Eigentum. Aussagen über die Entwicklung der 
Wohneigentumsquote in den Jahren 1990 bis 1994 können gegenwärtig 
nicht getroffen werden. Genaue Informationen über die Höhe der Eigen- 
tumsquote werden in Kürze - voraussichtliche Ende März 1995 - mit den 
Ergebnissen der „1% Gebäude- und Wohnungsstichprobe 1993" vorlie- 
gen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie 


83. Abgeordnete 

Dr. Marliese 
Dobberthien 

(SPD) 


Mit welchen finanziellen Mitteln und welcher 
Konzeption fördert das Bundesministerium für 
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technolo- 
gie den Freisetzungsversuch von gentechnisch 
veränderten Zuckerrüben der Rheinisch- West- 
fälischen Technischen Hochschule Aachen pro 
Jahr? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Cornelia Yzer 
vom 20. Februar 1995 


Das o. g. Vorhaben der TH Aachen trägt den Titel „Ökologische Freiland- 
versuche mit transgenen Pflanzen der Art Beta vulgaris". Die Laufzeit ist 
vom 1. Januar 1995 bis 31. Dezember 1996. Die Gesamtzuwendung 
beläuft sich auf 460 233 DM. 

Die Förderung des Vorhabens erfolgt im Rahmen des BMBF-Förderkon- 
zepts „Freisetzung transgener Pflanzen und gentechnisch modifizierter 
Mikroorganismen im Zusammenhang mit einer biologischen Begleitfor- 
schung". 


Die Zielsetzung des Vorhabens besteht in der Erfassung des Überwinte- 
rungsverhaltens transgener Zuckerrüben sowie in der Erfassung des Kon- 
kurrenzverhaltens von Mangold- Zuckerrüben-Hybriden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 


84. Abgeordnete 
Dr. Ursula 
Eid-Simon 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Mit welchem konkreten Angebot für den deut- 
schen Beitrag zum 8. Europäischen Entwick- 
lungsfonds (EEF) ist die deutsche Delegation am 
15. Februar 1995 zu den Verhandlungen des 
EU-Ministerrats und den Verhandlungen der EU 
mit den AKP- Staaten nach Brüssel gefahren, und 
inwieweit hat sich ggf. die deutsche Position im 
Laufe der Verhandlungen geändert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus-Jürgen Hedrich 
vom 24. Februar 1995 


Die Bundesregierung hat die Verhandlungen über den 8. Europäischen 
Entwicklungsfonds (EEF) am 15. Februar 1995 in Brüssel entsprechend 
der Be^chlußlage im Deutschen Bundestag mit dem Ziel geführt, den deut- 
schen Beitrag abzusenken. Mögliche Einsparungen sollen der Verstär- 
kung der bilateralen EZ zugute kommen. 


85. Abgeordnete 

Dr. Ursula 
Eid-Simon 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche politischen Initiativen gedenkt die Bun- 
desregierung zu ergreifen, um die vorerst 
gescheiterten Verhandlungen über die EEF- Auf- 
füllung zu einem erfolgreichen Abschluß zu 
bringen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus-Jürgen Hedrich 
vom 24. Februar 1995 

Die Initiative für die Verhandlungen über den 8. EEF im Rahmen der Halb' 
Zeitüberprüfung des Lome-IV-Abkommens liegt bei der französischen 
Ratspräsidentschaft. Die Bundesregierung beabsichtigt z. Z. nicht, eigene 
Initiativen zu ergreifen. 


Bonn, den 3, März 1995 


Ergänzung 

Die Antwort auf Frage 62 in Drucksache 13/618 lautet wie folgt: 

Der paraensische Umweltrat hat die von einem Consultant im Auftrag des 
Unternehmens erstellte Studie über die sozioökonomische Dynamik 
einschließlich der spontanen Besiedlung im Projektgebiet des Kaolinkom- 
plexes Rio Capim Quimica akzeptiert, so daß die Baugenehmigung erteilt 
werden konnte, 

1993/94 kam es beispielsweise durch den Bau eines Hafenterminals zu 
einer Umsiedlung von sechs Familien. In Zusammenarbeit mit lokalen 
Nichtregierungsorganisationen und den betroffenen Familien wurde ein 
Umsiedlungsplan erstellt, Infrastruktur geschaffen und eine angrenzende 
Gemeinde mit Elektrizität, Wasser und landwirtschaftlichen Beratungs- 
diensten versorgt. 

Die IFC, die an dem Vorhaben beteiligt ist, beabsichtigt, sich Mitte 1995 
mit Beginn des Baus der Pipeline aktiv einzuschalten, um sicherzustellen, 
daß der Dialog zwischen Unternehmergruppe auf der einen Seite und 
Landbesitzern, Städten und Gemeinden sowie Siedlungen auf der ande- 
ren Seite konstruktiv weitergeführt wird. 
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